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Editorial

A
nfang Mai machte plötzlich und 
vollkommen unerwartet der 
herkunftssprachliche Unterricht 
(HSK) Schlagzeilen in der Schweizer 

Medienlandschaft. Im Mittelpunkt stand jedoch 
nicht die Bedeutung und Funktion dieses 
Unterrichts, dessen wertvolle Beiträge für 
die Sprachentwicklung und gesellschaftliche 
Integration von Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund. Nein, im Gegenteil: Die 
Berichterstattung thematisierte den Unterricht 
vor allem als ein mögliches Einfallstor für die 
Einflussnahme autoritärer ausländischer Staaten 
auf Kinder und Jugendliche in der Schweiz. 
Konkret ging es um die Beteiligung eines 
türkischen HSK-Kurses bei der öffentlichen 
Aufführung einer Theaterinszenierung der 
Schlacht von Gallipoli, die als nationalistische 
und kriegstreiberische Propaganda 
wahrgenommen wurde. 
 
Solche Vorfälle sollten zukünftig verhindert 
werden, indem die EDK und die Kantone die 
Einhaltung der an Schweizer Schulen geltenden 
Regelungen auch im Bereich HSK besser 
kontrollieren. Der eigentliche Skandal ist jedoch, 
dass der Schweizer Staat respektive die Kantone 
ihre Bildungsaufgaben gegenüber Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
zu wenig wahrnehmen. Warum sollen deren 
Herkunftsstaaten den muttersprachlichen 
Unterricht für diese organisieren und finanzieren? 
Diese Kinder und Jugendlichen leben in der 
Schweiz und unser Land profitiert somit von 
diesem Unterricht ökonomisch und kulturell, 
hinsichtlich Chancengerechtigkeit, Integration 
und «Humankapital». 
 
Problematisch sind die Kurse nicht nur aufgrund 
möglicher politischer Instrumentalisierung, 
sondern vor allem auch wegen prekärer 
Arbeitsbedingungen. In unserem Land sind 
Hunderte von Lehrkräften engagiert im 
herkunftssprachlichen Unterricht tätig – allein 
im Kanton Zürich profitieren 10000 SchülerInnen 
vom Unterricht in 28 Sprachen. Wie die Studie 
von Calderon / Fibbi / Truong (2012) zeigt, sind 
die Lehrpersonen jedoch grossteils unterbezahlt 
oder sogar unbezahlt. Negative Auswirkungen auf 
die Unterrichtsqualität und den Lernerfolg der 
SchülerInnen haben jedoch unter anderem auch 
Mängel bei der Infrastruktur, der Kooperation 
zwischen HSK- und Regellehrpersonen sowie der 
didaktischen Weiterbildung. 
 

Als Gründungsmitglied der 
Interessengemeinschaft Erstsprachen IGE 
engagiert sich der VPOD seit vielen Jahren 
für den herkunftssprachlichen Unterricht. Wir 
haben die EDK wiederholt auf die bestehenden 
Mängel hingewiesen. In verschiedenen Kantonen 
(u.a. Basel-Stadt, Bern, Zürich) haben wir 
auch politische Vorstösse angeregt und mit auf 
den Weg gebracht, denen bisher leider kein 
Erfolg beschieden war. Zum jetzigen Zeitpunkt 
müssen wir deshalb leider feststellen, dass 
das Schweizer Bildungssystem hinsichtlich des 
herkunftssprachlichen Unterrichts für Kinder und 
Jugendliche versagt hat. Dies hält uns jedoch 
nicht davon ab, weiterhin darauf hinzuwirken, 
dass die Unterrichts- und Arbeitsbedingungen für 
den HSK-Unterricht verbessert werden, bis hin zu 
einer Integration des Erstsprachenunterrichts ins 
öffentliche Schulwesen sowie einer Angleichung 
der Arbeitsbedingungen an die Standards der 
Volksschule.  
 
Erst wenn der herkunftssprachliche Unterricht 
selbstverständlicher Bestandteil unseres 
Bildungssystems ist, finanziert und organisiert 
von den kantonalen Bildungsdepartementen, 
ist für die Kinder und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund wirklich ein moderner 
Sprach-, Geschichts- und Geografieunterricht 
gewährleistet. Bisher haben die Kantone dies 
abgelehnt – jedoch nicht etwa, weil sie dies 
nicht für sinnvoll hielten, sondern lediglich aus 
Kostengründen. Sparen wir jedoch weiterhin 
an der falschen Stelle, verspielen wir mit 
dem Bildungspotential junger Menschen 
auch kulturelles und ökonomisches Kapital 
unseres Landes. Und importieren nicht zuletzt 
selbstverschuldet die Probleme anderer Länder in 
die Schweiz.

Johannes Gruber
vpod bildungspolitik
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thema

Die VPOD-Verbandskonferenz  
Bildung Erziehung 
Wissenschaft am 16. und 17. 
März in Neuchâtel beschloss 
den Start der Kampagne  
«Lasst uns endlich 
unterrichten!».  
Eine Petition für bessere 
Arbeitsbedingungen ist 
lanciert.
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Kampagne

Rund 80 Lehrpersonen aus allen Regio-

nen der Schweiz haben sich Mitte März 

in Neuchâtel zusammengefunden, um über 

die aktuellen Herausforderungen in ihrem 

Beruf zu diskutieren. Der Fokus lag dabei auf 

der Gesundheit: Unterschiedliche wissen-

schaftliche Untersuchungen haben zutage 

gefördert, dass die dauernde Überbelastung 

im und neben dem Klassenzimmer an vielen 

nicht spurlos vorübergeht. «Viele Kollegin-

nen und Kollegen sind am Rand der Er-

schöpfung», sagte Katrin Meier, Präsidentin 

der Verbandskommission. Cora Antonioli, 

Lehrerin in Lausanne und Vizepräsidentin 

des VPOD, äusserte sich dementsprechend: 

«Wir wollen unseren SchülerInnen gute 

Bildung ermöglichen. Dazu müssen wir 

gesund bleiben». Katrin Meier wiederum 

unterstrich, dass für guten Unterricht aber 

auch die Rahmenbedingungen stimmen 

müssten. Dafür brauche es unbedingt mehr 

Ressourcen, die der VPOD als Gewerkschaft 

für Lehrpersonen einfordern müsse.

Gefahr des Burn-out
Viviane Gonik, ehemalige Mitarbeiterin 

am Lausanner Institut Santé du Travail, 

referierte über das Phänomen «Burn-out», 

das einen Zustand innerer Leere bezeichne. 

Dieser sei Gonik zufolge typisch für Berufe, 

für die es eine hohe Identifikation brauche 

wie im Bildungs- und Sozialbereich. Wenn 

dann ein dauerhafter Konflikt zwischen 

beruflichem Selbstbild und den Verpflich-

tungen und Zwängen im Beruf entsteht, 

ist die Gesundheit gefährdet. Gonik nannte 

als Alarmsignale Symptome wie Zynismus, 

Reizbarkeit und innere Unruhe, Appetit- und 

Schlaflosigkeit, Konzentrationsstörungen 

und einen Rückgang der intellektuellen 

Leistungsfähigkeit. Das Gefühl, nicht mehr 

zu genügen, breitet sich aus. Bei vielen 

geht das mit einem Rückzug einher: Sie 

verlieren ihre Interessen und Hobbys, ihren 

Freundeskreis, am Ende auch die Familie – 

nicht selten driften sie sodann in Sucht und 

Selbstgefährdung ab (vgl. S. 8-9).

Blick ins Nachbarland
Als Referentin an der VPOD-Verbandskonfe-

renz schilderte Laura Pooth, Präsidentin der 

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 

des Landes Niedersachsen, dass in Deutsch-

land die genau gleichen Diskussionen und 

Auseinandersetzungen geführt werden. 

Insbesondere zeigte sie auf, wie sich die 

Belastung der Lehrpersonen in ihrem 

Bundesland präsentiert und was die Gewerk-

schaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) 

dagegen unternimmt. Mit juristischen 

Klagen, wissenschaftlichen Studien und 

politischen Kampagnen arbeitet die GEW 

beharrlich daran, Arbeitszeitverkürzungen 

durchzusetzen, die den gestiegenen berufli-

chen Anforderungen Rechnung tragen (vgl. 

S. 11-12).

Petition für bessere 
Arbeitsbedingungen
Am Ende der anderthalbtägigen Veranstal-

tung wurde beschlossen, auf nationaler 

Ebene eine Petition mit dem Titel «Lasst uns 

endlich wieder unterrichten!» zu lancieren. 

Adressiert ist diese an die Arbeitgeber und 

die politisch Verantwortlichen. Die Petition 

enthält einige Forderungen, wie die Gesund-

heit der Lehrpersonen geschützt werden 

kann: insbesondere durch eine Verringerung 

der Klassengrössen, den Abbau von admi-

nistrativen Arbeiten und eine höhere Wert-

schätzung des Berufs. Der Titel der Petition, 

«Lasst uns endlich wieder unterrichten!», 

wurde allerdings kontrovers diskutiert. Es 

müsse deutlicher zum Ausdruck gebracht 

werden, so die Kritik an diesem, dass das 

erzieherische Kerngeschäft sich nicht auf das 

Klassenzimmer beschränke und dass sich 

die Lehrpersonen mit dieser Formulierung 

nicht gegen Vor- und Nachbereitung, gegen 

Elternarbeit und Weiterbildung sperren. 

Unumstritten ist, dass die Tätigkeiten 

ausserhalb des Klassenzimmers zunehmen, 

was beispielsweise mit der Inklusion und 

überhaupt mit der zunehmenden Diversität 

in den Klassen zu tun hat. Ebenso klar ist, 

dass den Lehrkräften für die damit ver-

bundenen Arbeiten nicht ausreichend Zeit 

zugestanden wird. Daher geraten sie immer 

mehr unter Druck, gerade weil die Qualität 

der Arbeit ihnen wichtig ist.

Resolutionen und Diskussionen
Die Konferenz verabschiedete zudem eine 

Resolution, welche dem Burnout den Status 

einer Berufskrankheit zugestehen möchte. 

Für die Betroffenen würde daraus bessere 

Betreuung und Wiedereingliederung folgen, 

für die Gefährdeten bessere Prävention. Hier 

muss der SGB aktiv werden. 

Eine weitere Resolution verlangt den 

Verzicht auf die Erhöhung von Studienge-

bühren an Hochschulen respektive deren 

Rücknahme: der VPOD insistiert auf dem 

Recht auf – kostenlose – Bildung für alle. 

Die Diskussionen in den Arbeitsgruppen 

handelten insbesondere von Entwertungs-

tendenzen im Lehrberuf, den Herausforde-

rungen, die sich im Umgang mit schwierigen 

Schülerinnen und Schülern stellen oder den 

Unterrichtsbedingungen in den Klassen.

Den prekären Arbeitsbedingungen an den 

Hochschulen war ebenso ein eigenes Ateliers 

gewidmet wie der Digitalisierung. Bezüglich 

letzterer halten die Teilnehmenden fest, 

dass Technik immer nur Hilfsmittel und 

niemals Ersatz für pädagogisches Handeln 

ist. Neben einer guten Ausbildung der Lehr-

personen in der praktischen Anwendung 

digitaler Medien müssen zudem die Fragen 

des Datenschutzes und der Grenzverlauf 

zwischen Beruf und Privatleben geklärt 

werden. Zentrales bildungspolitisches An-

liegen muss es sein, dass Schülerinnen und 

Schüler im Unterricht einen reflektierten, 

realitätsgerechten Umgang mit den neuen 

Medien erlernen.  

Überbelastung schadet den 
Lehrpersonen und beeinträchtigt 
die Unterrichtsqualität
Untersuchungen zeigen einen bedenklichen Gesundheitszustand bei den Lehrkräften. Die 
Verbandskonferenz Bildung Erziehung Wissenschaft in Neuchâtel benannte am 16. / 17. März die 
Ursachen. Zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen wurde die Kampagne «Lasst uns endlich wieder 
unterrichten!» gestartet und eine Petition lanciert. 
Text: VPOD
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Kampagne

D ie VPOD-Verbandskonferenz Bildung 

Erziehung Wissenschaft von Mitte März 

2018 in Neuchâtel widmete sich dem Ge-

sundheitsschutz bei der Erwerbsarbeit. Wie 

verschiedene Studien deutlich zeigen, sind 

gerade wir Lehrer_innen oftmals am Rande 

der Erschöpfung und daher stark Burn-out-

gefährdet. Wir alle, die in der Bildung tätig 

sind, egal ob im Kindergarten, in der Volks-, 

Berufs- oder Mittelschule, in der Erwachse-

nenbildung oder an der Hochschule, wir ha-

ben einen sehr hohen Anspruch an uns selbst 

und an unsere Arbeit. Wir scheitern aber oft 

an den Rahmenbedingungen oder an den 

Sparpaketen, die immer wieder die Bildung 

treffen. Für mich war eine der Kernaussagen 

der Konferenz, dass wir Lehrerinnen und 

Lehrer hochmotiviert sind, um einen quali-

tativ hochstehenden Unterricht anzubieten, 

dass die Umsetzung aber kräfteraubend und 

gesundheitsgefährdend ist. Um dem entge-

genzusteuern haben wir an der Konferenz 

eine Kampagne für gute Arbeitsbedingungen 

an den Schulen gestartet.

Höherer Aufwand, schlechtere 
Betreuung
Als wesentlichen Teil der Kampagne haben 

wir die Petition «Lasst uns endlich wie-

der unterrichten!» lanciert. Wir betonen 

mit dieser, dass das Unterrichten unsere 

Hauptaufgabe ist. Wir sollen Kinder und 

Jugendliche alles lehren und lernen, was 

sie für ein eigenständiges und selbstver-

antwortetes Leben brauchen. Dabei wollen 

wir sie begleiten, unterstützen, fördern und 

fordern. Genau deshalb haben wir diesen 

Beruf gewählt! Dass in den letzten Jahren 

die Menge an zusätzlichen Aufgaben und 

Arbeiten ausserhalb des Unterrichtes immer 

weiter zugenommen hat, erschwert unsere 

Kernarbeit stark. Die häufigen Absprachen 

mit Eltern, schulischen Heilpädagog_in-

nen, Fachlehrpersonen, Therapeut_innen, 

welche getroffen werden müssen, sind zwar 

enorm wichtig, aber sehr zeitaufwändig. 

Hinzu kommen administrative Aufgaben, 

diverse Sitzungen in verschiedenen Team-

zusammensetzungen oder obligatorische 

Weiterbildungen. Auch die Klassen werden 

immer grösser.

 Zurzeit habe ich selber nur 18 Schüle-

rinnen und Schüler in meiner altersdurch-

mischten Mittelstufe und merke ganz 

konkret: Weniger Schülerinnen und Schüler 

in der Klasse heisst, dass ich die Kinder 

individueller fördern und begleiten kann. So 

habe ich auch wieder Spass an meiner Arbeit! 

Ich schreibe gerne zusätzliche Aufgaben 

für einen Fünftklässer, der sich bei den 

schriftlichen Grundoperationen noch immer 

nicht sicher fühlt, suche Lesetrainingsblätter 

aus Lehrmitteln der Unterstufe für eine 

Gute Arbeitsbedingungen für 
guten Unterricht! 
Hohe Ansprüche der Lehrpersonen an sich selbst führen unter schwierigen Rahmenbedingungen zu 
Gesundheitsgefährdung. Deshalb fordert der VPOD unter anderem kleinere Klassen, weniger Belastung 
mit administrativen Aufgaben und einen Berufsauftrag, der wirklich vor Mehrarbeit schützt.
Von Katrin Meier

Die Zunahme an 
zusätzlichen Aufgaben 
und Arbeiten ausserhalb 
des Unterrichts 
erschwert die Kernarbeit 
der Lehrpersonen.
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Kampagne

Schülerin der 6. Klasse, erfinde motivierende 

Schreibaufträge für zwei Schüler, deren 

Schreibfreude noch geweckt werden muss 

und denke mir schwierige Knobelaufgaben 

für einen Viertklässer aus, welcher sich 

langweilt, wenn er Matheaufgaben der 

Mittelstufe lösen muss. Ich habe zudem 

die Energie, ein Theater, eine Pausenplatz-

Weltmeisterschaft, Ausflüge und vieles mehr 

zu organisieren!

Nur 18 Schülerinnen und Schüler, ich 

dürfte also momentan gar nicht klagen. Ich 

kenne es aber auch anders: 27 Schülerinnen 

und Schüler, natürlich ebenfalls altersdurch-

mischt. Mehr Schülerinnen und Schüler 

heisst nicht nur, dass noch mehr individuelle 

Bedürfnisse abgedeckt werden müssten, es 

heisst auch: mehr Elterngespräche, mehr 

Standortgespräche und dementsprechend 

noch mehr Absprachen. Zudem wächst der 

Stapel an Korrektur- und Beurteilungsar-

beiten unaufhaltsam, was mich manchmal 

fast zum Verzweifeln bringt. Ich lasse mich 

weder auf eine vertiefte Auseinandersetzung 

mit den einzelnen Arbeiten ein, noch werde 

ich aus den Korrekturen individuelle Aufga-

ben generieren. Ich will den Stapel nur noch 

verschwinden lassen!

Kleinere Klassen und weniger 
Bürokratie!
Mit dem Slogan «Laisser-nous enseigner!» 

zeigen wir, dass wir uns wieder auf das 

Unterrichten konzentrieren wollen, dass 

wir unsere ganze Energie – die aber nicht 

unendlich ist – für die Arbeit mit den Schüle-

rinnen und Schülern aufwenden und ihnen 

die bestmöglichste Bildung zukommen 

lassen wollen. Dazu gehört die spezielle 

Förderung hochbegabter Kinder genauso 

wie die Begleitung von integrierten Schüle-

rinnen und Schülern. Und genau dafür will 

ich Zeit haben, sodass ich wieder mit Freude 

unterrichten kann.

Damit wir tatsächlich diesen guten Un-

terricht leisten können, müssen sich die 

Rahmenbedingungen für unsere Arbeit ver-

bessern! Wir fordern einen Abbau der admi-

nistrativen Arbeiten und eine Reduktion der 

Aufgaben ausserhalb des Unterrichtes. Die 

Menge an Formularen, die wir Lehrer_innen 

ausfüllen müssen, steigt stetig. Viele davon 

sind aus unserer Sicht überflüssig. Warum 

muss ich beispielsweise einen Bericht sch-

reiben, damit eine Schülerin logopädischen 

Unterricht erhält, obwohl dies durch den 

Schulpsychologen schon abgeklärt und be-

stätigt wurde? Wie viel zusätzliche Lehrer_in-

nen können an meiner Klasse unterrichten, 

ohne dass die Absprachen und Gespräche 

ins Unermessliche steigen? Der geforderte, 

sicher notwendige und sinnvolle individu-

alisierende Unterricht benötigt Lehrmittel, 

welche Einzel- und Gruppenarbeiten, selb-

ständiges Lernen sowie angeleitetes Lernen 

vorsehen. Fast alle Unterlagen dazu sind 

nach wie vor selber zu erarbeiten und zu 

schreiben. Warum fehlt es an sinnvollen und 

praxistauglichen Lehrmaterialien?

Eine weitere Forderung – keine neue, aber 

immer noch genauso brisant – ist: Weniger 

Schülerinnen und Schüler pro Klasse! Der 

Faktor «Zeit pro Kind» ist absolut match-

entscheidend. In erster Linie bezüglich der 

Qualität meiner Arbeit. Diese hat aber logi-

scherweise einen direkten Einfluss auf die 

Qualität meines Unterrichtes und somit auf 

die Qualität der Schule. Mehr Qualität statt 

Quantität ist die einzige logische Schlussfol-

gerung. Damit ich Kinder individuell fördern 

und begleiten kann, muss die Anzahl Kinder 

pro Klasse reduziert werden. 

Wie es mit der Kampagne 
weitergeht
Das riesige Echo auf unsere Petition zeigt, 

dass wir mit dieser den Nagel auf den Kopf 

treffen: Die Rückmeldungen von vielen 

Lehrpersonen bestätigen uns in unserer 

Einschätzung, dass die Qualität der Schule 

und die Gesundheit der Lehrer_innen in Ge-

fahr sind. Neben vielen medialen Anfragen 

melden sich auch Dozierende von pädagogi-

schen Hochschulen sowie Professor_innen 

und zeigen Interesse an den verschiedenen 

Studien und unserer Petition. Es brauchte 

keine grossen Überredungskünste, die 

Leute zum Unterschreiben der Petition zu 

bewegen, die Forderungen sprechen für 

sich. Zudem ergaben sich beim Sammeln 

spannende Diskussionen über politische 

Fragen und Forderungen. Die Sammelfrist 

lief bis Mitte Juni. Für Anfang Juli ist ein 

Gespräch mit der EDK geplant, bei welchem 

wir die Petition überreichen und deren Inhalt 

vorstellen und diskutieren werden.

Katrin Meier ist Lehrerin und Präsidentin der VPOD-

Verbandskommission Bildung Erziehung Wissenschaft.

«Weniger 
Schülerinnen und 
Schüler in der 
Klasse heisst, 
dass ich die Kinder 
individueller fördern 
und begleiten kann. 
So habe ich auch 
wieder Spass an 
meiner Arbeit. »
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Was ist das, «Burn-out»?
Viviane Gonik – Burn-out oder das 

Syndrom «Erschöpfung durch Arbeits-

belastung» wurde vom Psychoanalytiker 

Herbert Freudenberger als eine Art inneres 

Ausbrennen bezeichnet, das die letzten 

Ressourcen einer Person verbraucht und 

eine grosse Leere im Innern eines Menschen 

zurücklässt, auch wenn dessen äussere Hülle 

weiter intakt scheint. 

Burn-out-Symptome sind zuerst eine 

Form von Müdigkeit, der Demotivierung, des 

Verlustes von Fähigkeiten. Man schafft es auf 

einmal nicht mehr, seine Arbeit zu erledigen. 

Sobald sich ein Burn-out einstellt, kommt es 

zum Verlust emotionaler Fähigkeiten. Man 

kann für die, denen man helfen sollte, keine 

Empathie mehr aufbringen. Aber es kommt 

auch zu einem Verlust der Selbstachtsam-

keit. Dies kann sehr weit führen, bis in die 

Depression, ja sogar bis zum Selbstmord.

Die ersten Studien charakterisierten den 

Burn-out als etwas, das nur in Berufen auf-

tritt, in denen man mit Menschen arbeitet 

– bei Lehrpersonen, Care-ArbeiterInnen, 

ErzieherInnen. Dies wurde erklärt durch die 

Diskrepanz zwischen dem hohen Anspruch 

an sich selbst – also einer starken Identifi-

zierung mit dem eigenen Beruf – und der 

Wahrnehmung des eigenen Scheiterns. 

Heute bemerkt man, dass sich das Phä-

nomen «Burn-out» in allen Berufsgruppen 

ausbreitet, etwa auch auf den Baustellen 

und in den Fabriken. Inzwischen sind zehn 

bis zwanzig Prozent der erwerbstätigen 

Bevölkerung betroffen. Die Organisationen 

der Arbeitswelt sollten sich dafür engagie-

ren, dass hier vermehrt Ursachenforschung 

betrieben wird. 

Auf welche Weise kann Erwerbsarbeit 
Burn-out verursachen?
In allen Berufsfeldern wissen die Arbeit-

nehmenden, dass sie mit Schwierigkeiten 

konfrontiert werden: eine Pflegerin weiss, 

dass sie dem Tod gegenüberstehen wird, ein 

Lehrer weiss, dass er Schüler haben wird, 

die in der Schule scheitern. Das ist für sich 

genommen keine Quelle des Leidens oder der 

Erkrankung. Anders ist dies jedoch, wenn Sie 

es nicht schaffen, das zu tun, was Sie aufgrund 

Ihres Berufsverständnisses als angemessen 

empfinden, weil Ihnen dies Ihr Arbeitgeber 

nicht erlaubt. Das ist der Moment, in dem sich 

Arbeit in Leiden verwandeln kann. 

Das ist einer der Hauptpunkte beim Burn-

out: die Kluft zwischen den Ansprüchen der 

Menschen an ihre eigene Arbeit und den 

tatsächlichen Bedingungen, unter denen 

sie ihre Arbeit machen. Das ist das, was wir 

Sinnverlust am Arbeitsplatz nennen. 

Wie kommt es zu diesem Sinnverlust?
Der Sinn von Arbeit ist stark verbunden mit 

Anerkennung. Der Psychiater Christophe 

Desjours betont, dass diese Anerkennung 

durch die Einschätzung als nützlich erfolgt 

(«Das, was ich mache, ist nützlich»), die von 

den Vorgesetzten und den Kunden kommt. 

Als zweiter Gesichtspunkt kommt ein ästhe-

tisches Urteil hinzu («Ich mache eine gute 

Arbeit»), das von Kolleginnen und Kollegen 

geäussert wird und die Zugehörigkeit zu 

einem Arbeitskollektiv bestätigt. 

Seit den 1980er Jahren wurden unter dem 

Rentabilitätsdruck bestehende Organisati-

onsformen der Arbeitswelt verstärkt über 

den Haufen geworfen. Die Werktätigen wur-

den immer stärkeren Konkurrenzbeziehun-

gen und immer grösserem Effizienzdruck 

unterworfen. Man verlangt von ihnen immer 

mehr, es soll immer schneller gehen, immer 

mehr Angestellte werden dazu genötigt bei 

ihrer Arbeit zu pfuschen – entgegen ihrem 

Berufsstolz und ihrer Lebenseinstellung. All 

diese Elemente tragen dazu bei, dass es zu 

einem Sinnverlust am Arbeitsplatz kommt. 

Welche Funktionen haben diese neuen 
Organisationsformen von Arbeit?
Sie beziehen sich auf eine Logik der Macht. 

In unserer Gesellschaft ist die Arbeit die 

einzige Quelle des Reichtums. Deren Kon-

trolle ermöglicht die Ausübung von Macht. 

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts hat der 

Taylorismus die Arbeit in kleine Einheiten 

zerstückelt, um den Werktätigen die Kont-

rolle über ihre Arbeit zu entziehen. Heute 

findet stattdessen ein permanenter Wandel 

statt, der das Wissen und die Erfahrung der 

Werktätigen entwertet und sie der Willkür 

der Firmenleitung ausliefert. 

Was können wir gegen den Burn-out tun?
Der Burn-out ist auch eine Krankheit der 

Vereinsamung. Die Einsamkeit der Ange-

stellten, die Schwierigkeiten am Arbeitsplatz 

begegnen, wird durch die Individualisierung 

der Arbeitsbeziehungen und den allgemei-

nen Konkurrenzdruck noch gesteigert. 

Ein wirksames Gegenmittel gegen die 

Einsamkeit ist die Solidarität untereinander. 

Wir müssen solidarische Beziehungen am 

Arbeitsplatz aufbauen. Der erste Schritt in 

diese Richtung ist es, mit den Kolleginnen 

und Kollegen über dieses Vorhaben zu spre-

chen: Diskussionen darüber zu führen, was 

eine gute Arbeitsqualität ausmacht, welche 

Werte die Grundlage für den entsprechenden 

Beruf bilden. Nicht zuletzt darüber, wie man 

die Umgangsweisen miteinander verbessern 

kann und welche anderen Massnahmen man 

ergreifen sollte.

Um die Arbeit nicht als individuelles 

Problem zu behandeln, braucht es einen 

wirklichen Austausch mit den Kolleginnen 

und Kollegen über ihre Anliegen. Das ist der 

erste Schritt. Danach kann man damit begin-

nen, konkrete Forderungen auszuarbeiten. 

Parallel dazu muss man eine weitere 

Baustelle eröffnen: den Gesundheitsschutz 

am Arbeitsplatz, für den seit dem 19. Jahr-

hundert die SUVA zuständig ist. Dieser ist 

voller Lücken und zudem veraltet. 

Es ist notwendig, dass wir die Kriterien 

für die Definition von Berufskrankheiten 

ändern, insbesondere, um die psychischen 

Probleme und Krankheiten einzubeziehen, 

die mit der Berufstätigkeit verbunden sind. 

Wenn die Unternehmen für diese Krank-

heiten zahlen müssen, wird dies auch den 

Arbeitsalltag verändern. Die Gewerkschaften 

sind an der SUVA beteiligt. Deshalb ist eine 

gewerkschaftliche Debatte über diese Frage 

notwendig.

Lehrpersonen sind 
von Erschöpfung 
bedroht

In einigen Studien finden sich besorgnis-
erregende Hinweise zur Gesundheit der 
Lehrpersonen…
Ja, in der neuesten Erhebung, die vom 

Institut de santé au travail im Auftrag des 

Westschweizer Lehrpersonenverbandes 

(SEV) durchgeführt wurde, geben die Leh-

Kampagne

Solidarität heisst das Heilmittel 
gegen Burn-out
An der VPOD-Verbandskonferenz beschäftigten sich die Lehrpersonen im Zusammenhang mit 
steigenden Arbeitsbelastungen auch mit dem Phänomen «Burn-out»: einem Übel, das im Berufsstand 
stark verbreitet ist. Ein Interview mit Viviane Gonik, Expertin für Ergonomie und Gesundheit am 
Arbeitsplatz. [Interview: Guy Zurkinden, Übersetzung aus dem Französischen: Johannes Gruber]
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Kampagne

Lehrpersonen sind Überzeugungstäte-

rInnen. Sie zeigen in Umfragen eine 

überdurchschnittliche Motivation für ihre 

Arbeit und legen sich ins Zeug, um diese 

Arbeit richtig gut zu machen, vor allem die 

direkte Arbeit mit den Schülerinnen und 

Schülern. Daran wollen sie auf keinen Fall 

Abstriche machen.

Aber diese Arbeit wird immer belastender, 

wie verschiedene Studien in den letzten 

Jahren bestätigt haben. Viele Lehrpersonen 

sind am Rande der Erschöpfung oder ge-

sundheitlich angeschlagen, und der Gesund-

heitszustand der Lehrpersonen ist deutlich 

schlechter als der der Gesamtbevölkerung. 

Voreingenommene Schulhasser ziehen 

daraus gerne den Schluss, dass die Lehr-

personen Jammerlappen sind oder einfach 

zunehmend verweichlichen.

Mehrarbeit ohne zusätzliche 
Ressourcen
Das ist natürlich Unsinn und dient vor allem 

rechten Stimmungsmachern, welche die 

Aushöhlung der öffentlichen Schule betrei-

ben. Tatsache ist: Die Belastungen nehmen 

seit Jahren zu und die durchschnittliche 

Wo der Schuh drückt
Fehlende Ressourcen führen zur Aushöhlung der öffentlichen 
Schule und gefährden die Gesundheit der Lehrpersonen. Wie dies 
zukünftig verändert werden kann. Von Christine Flitner

von Lehrpersonen mit Teilzeitpensen und 

solchen mit Vollzeitpensen unterschied sich 

in der Untersuchung lang nicht so stark, wie 

dies der Unterschied im Unterrichtspensum 

nahegelegt hätte. Die Pensenreduktionen 

(wie auch Altersentlastungsstunden) werden 

von den Lehrpersonen offenbar nicht zur 

Erholung genutzt, sondern wieder in die 

Unterrichtsvorbereitung investiert, so dass 

die TeilzeiterInnen zwar weniger Lohn, aber 

nicht weniger Arbeit haben. 

Partizipation, Unterstützung und 
Anerkennung
Es müssen daher gesellschaftliche Lösungen 

für das Problem gefunden werden. Dazu 

müsste man die Lehrpersonen erstmal wirk-

lich anhören. Wie üblich ist die Situation je 

nach Kanton etwas anders, so dass für die 

Lehrpersonen auch unterschiedliche Fragen 

im Vordergrund stehen. Es gibt aber doch 

wiederkehrende Themen: die zunehmende 

administrative Last wurde schon erwähnt. 

Hier gäbe es vonseiten der Lehrpersonen 

zahlreiche Vorschläge zur Verbesserung, 

wenn man sich die Mühe nehmen würde, 

sie zu befragen. Sehr wichtig wäre in diesem 

Zusammenhang, dass Sondermassnahmen 

und Unterstützung für besondere Anforde-

rungen schneller und mit weniger bürokrati-

schem Aufwand zu haben wären. Die Anpas-

sung der Klassengrössen an die jeweiligen 

Anforderungen ist eine weitere Massnahme, 

welche Abhilfe schaffen könnte. Schliess-

lich braucht auch der neue Berufsauftrag 

Verbesserungen, damit er vor Mehrarbeit 

schützt anstatt weitere Arbeit auszulösen. 

Unterstützung und Anerkennung vonseiten 

der Vorgesetzten und der Schulbehörden 

sind ebenfalls wichtige Themen.

Die Petition des VPOD «Lasst uns endlich 
wieder unterrichten!» bringt zum Aus-

druck, wo der Schuh drückt, und hat ein 

paar Vorschläge zusammengefasst, welche 

grosse Entlastung bringen könnten, wenn 

sie umgesetzt würden. Zurzeit werden 

noch Unterschriften gesammelt. Zum 

Schuljahrsende wird das Gespräch mit der 

EDK gesucht. Die Kampagne ist damit aber 

keineswegs abgeschlossen. Schliesslich geht 

es um zwei fundamental wichtige Dinge: 

die Möglichkeit, den Schülerinnen und 

Schülern eine gute Schule zu bieten, und 

die Gesundheit der Lehrpersonen. 

Christine Flitner ist VPOD-Zentralsekretärin für den 

Bereich Bildung, Erziehung, Wissenschaft.

rerinnen und Lehrer an, kränker zu sein 

als die Bevölkerung im Allgemeinen. Was 

Burn-out betrifft, so sind die Messwerte weit 

über dem gesellschaftlichen Durchschnitt. 

Für zwei Drittel der befragten Lehrpersonen 

ist ihre Berufsarbeit eine Quelle von Stress. 

Und mehr als sechs von zehn stellen eine 

Verschlechterung der Arbeitsbedingungen 

in den letzten fünf Jahren fest. 

Wie lassen sich diese Ergebnisse erklären?
Gerade der Service public ist grundlegenden 

Restrukturierungen unterworfen. Organisa-

tionsformen aus der Privatwirtschaft und die 

Verknappung finanzieller Mittel nehmen zu. 

Der Bildungsbereich ist von diesen Tenden-

zen nicht ausgenommen. 

Hinzu kommen ständig wachsende, neue 

Anforderungen, die von Personen ausserhalb 

des Berufsstandes, z.B. aus der Betreuung 

oder der Politik, an die Lehrpersonen heran-

getragen werden. In diesem Kontext werden 

manche Anweisungen von den Angestellten 

als eine Nichtanerkennung ihrer Kompetenz 

und Erfahrung aufgefasst. Zudem werden sie 

durch diese daran behindert, ihre Arbeit gut 

zu machen: Wenn eine Lehrperson immer 

mehr Zeit für administrative Aufgaben auf-

wenden muss, hat sie nicht mehr genügend 

Zeit, sich ihren SchülerInnen zu widmen. 

Im Jahr 2000 zeigte eine Studie, die im 

Kanton Waadt durchgeführt wurde, dass 

jene Lehrpersonen, die am stärksten Burn-

out-gefährdet sind, mehr Strafaufgaben 

verteilten und häufiger das tiefe Niveau ihrer 

Schülerinnen und Schüler beklagten. Der 

Burn-out kann mit dazu beitragen, dass Lehr-

personen gegenüber ihrem Beruf und den 

ihnen Anvertrauten eine zynische Haltung 

entwickeln. Dabei handelt es sich um eine 

Abwehrhaltung, mit der die zu grosse emo-

tionale Belastung bewältigt werden soll.   

Wochenarbeitszeit beträgt in regulären 

Schulwochen zwischen 45 und 51 oder mehr 

Stunden pro Woche. Das ist vorübergehend 

problemlos machbar, aber als wochen- oder 

monatelange Dauerbelastung gesundheits-

schädigend, selbst wenn in den Ferienzeiten 

teilweise ein Ausgleich möglich ist.1 Belas-

tend finden viele Lehrpersonen vor allem die 

Zunahme an administrativen Arbeiten sowie 

das Anwachsen der Integrationsaufgaben 

ohne ausreichende Ressourcen. Und da sie 

bei der Arbeit mit den Schülerinnen und 

Schülern auf keinen Fall Abstriche machen 

wollen, bleibt die eigene Gesundheit auf der 

Strecke.

Nicht zufällig haben sehr viele Lehrper-

sonen eine Teilzeitstelle. So beträgt die 

Teilzeitquote im Kanton Bern beispielsweise 

74.5 Prozent. Damit versuchen die Lehrerin-

nen und Lehrer das Problem individuell zu 

lösen, indem sie ihre Arbeitszeit reduzieren. 

Allerdings funktioniert diese Lösung nicht 

wirklich. Eine Studie zur Arbeitszeit der 

Lehrpersonen im Auftrag des LCH hat schon 

2006 gezeigt, dass die individuelle Arbeits-

zeitreduktion nicht wirklich zu weniger 

Arbeit führt, im Gegenteil.2 Die Arbeitszeit 

1 Eine Zusammenstellung der Studien zum Thema Belas-
tung und Stress von Lehrpersonen findet sich auf unserer 
Webseite www.lasst-uns-unterrichten.ch

2 Charles Landert: Die Arbeitszeit der Lehrpersonen in der 
Deutschschweiz. Ergebnisse einer einjährigen Erhebung bei 
2500 Lehrerinnen und Lehrern verschiedener Schulstufen 
und Kantone. Im Auftrag des Dachverbandes Schweizer 
Lehrerinnen und Lehrer LCH, 2. aktualisierte Auflage 2006, 
www.lch.ch

www.lasst-uns-unterrichten.ch        

www.laissez-nous-enseigner.ch
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Kampagne

R u e d i  L a m b e r t s  W a n d t a f e l
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Blick ins 
Nachbarland

Lange Zeit wurde die angemessene Ermitt-

lung der Arbeitszeit von Lehrkräften in 

Deutschland für «unbestimmbar» gehalten. 

Geregelt wird die Arbeitszeit durch ein Depu-

tat-Stundenmodell, das aber mit den verbind-

lichen Dienstpflichten und Präsenzzeiten 

(«Determinationszeiten») nur einen Teil der 

tatsächlichen Arbeitszeit vorgibt. Dafür wie 

und mit welchen Vor- und Nachbereitungs-

zeiten diese Pflichten erfüllt werden, sind die 

Lehrkräfte im obligaten Teil ihrer Arbeitszeit 

selbst verantwortlich («Obligationszeit»). 

Was aber, wenn die «Unbestimmbarkeit» 

nur eine willkommene Ausrede ist, hinter 

der sich politische Akteure verstecken, um 

offensichtliche Konsequenzen nicht ziehen 

zu müssen? Und was, wenn die hinter den 

Deputaten verborgenen Arbeitszeitvorgaben 

der öffentlichen Dienstherren unangemes-

sen sind?

Dies führt uns zu den beiden Ausgangs-

fragen der aktuellen Metastudie, in der die 

20 wissenschaftlichen Untersuchungen aus 

den vergangenen 60 Jahren durchleuchtet 

wurden, die seit Ende der 1950er-Jahre die 

Arbeitszeit von Lehrkräften in Deutschland 

ermitteln sollten. Erstens: Werden Lehrkräfte 

in Arbeitszeitfragen gegenüber Tarifbeschäf-

tigten und Beamten im öffentlichen Dienst 

benachteiligt, weil die Einflussfaktoren auf 

die Länge der Arbeitszeit im Kern bekannt 

sind und längst gestaltet hätten werden 

können? Zweitens: Existiert das Problem der 

«Unbestimmbarkeit» möglicherweise nicht 

(mehr), weil längst wissenschaftlich fundier-

te Methoden vorliegen, um die Arbeitszeit 

von Lehrkräften belastbar und zuverlässig 

zu bestimmen?

Arbeitszeit von Lehrpersonen ist 
bestimmbar
Die Studie kommt zu einem doppelten 

Ergebnis: Erstens haben die Methoden der 

Arbeitszeiterfassung einen Stand erreicht, 

der ermöglicht, durch das Zusammenspiel 

von juristischer Entwicklung und Weiter-

entwicklung der Erfassungsmethoden die 

Arbeitszeit ausreichend genau zu erfassen. 

Es lassen sich bestimmte Einflussfaktoren 

auf die Arbeitszeit identifizieren und in 

ihrer Bedeutung grob quantifizieren. Der 

Gesetzgeber und die Sozialparteien sind 

daher handlungsfähig und aufgerufen, die 

Arbeitszeit angemessen zu gestalten. 

Zu lange Arbeitszeiten sind 
gesundheitsgefährdend
Zweitens zeigt die inhaltliche Auswertung, 

dass trotz erheblicher Veränderungen in 

den Schulen und bei deren Rahmenbedin-

gungen zentrale Befunde in der Substanz 

immer wieder bestätigt werden: Lehrkräfte 

sind aufgrund zu hoher Arbeitszeitvorgaben 

gegenüber vergleichbaren Beschäftigten im 

öffentlichen Dienst im Schnitt schlechter 

gestellt. Die Arbeitszeitverkürzungen der 

letzten Jahrzehnte kamen nur verspätet und 

nicht vollständig an. Ein hoher Prozentsatz 

der Lehrkräfte bewegt sich im Bereich 

gesundheitsgefährdender «überlanger Ar-

beitszeiten» (mehr als 48 Stunden in der 

Schulwoche). Zudem existieren extreme 

Streuungen in der Arbeitszeit zwischen 

einzelnen Lehrkräften, es fehlen Erho-

lungsmöglichkeiten in Schulpausen, die 

Sieben-Tage-Woche ist in der Schulzeit quasi 

obligatorisch, Entgrenzung der Arbeitszeit 

ist fast die Regel und es gibt lange Phasen 

Kampagne

Nach den Daten 
wollen wir Taten
An der VPOD-Verbandskonferenz 
Bildung schilderte Laura 
Pooth, Präsidentin der GEW 
Niedersachsen, wie sich die 
Belastung der Lehrpersonen in 
ihrem Bundesland präsentiert 
und was ihre Gewerkschaft 
dagegen unternimmt.
Text: VPOD

A ls die niedersächsische Landesregierung 

im Jahr 2014 die Unterrichtsverpflich-

tung einfach so um eine Stunde anhob, 

war eine Protestwelle die Folge. Die GEW 

wurde auf zwei Ebenen aktiv: Beim Ober-

verwaltungsgericht reichte man Klage ein, 

gleichzeitig begann die Universität Göttin-

gen mit einer Studie, welche – erstmals 

– eine minutengenaue Dokumentation der 

Arbeitszeit von Lehrkräften umfasste (alle 

bisherigen Untersuchungen stützten sich 

auf Schätzungen und Hochrechnungen). 

Das Ergebnis war eindeutig: Die Lehrerinnen 

und Lehrer Niedersachsens arbeiten drei 

Stunden mehr, als sie eigentlich müssten. 

Als die Landesregierung die Repräsen-

tativität der Untersuchung in Zweifel zog, 

gab die GEW eine repräsentative Studie in 

Auftrag, die die Ergebnisse bestätigte. Eine 

gerade erst erschienene neue Meta-Studie, 

die Zeiterfassungsstudien zur Arbeit von 

Lehrpersonen in Deutschland über den Zeit-

raum von sechzig Jahren hinweg auswertete, 

zeigt zudem, dass der Handlungsbedarf 

nicht neu ist (siehe den Beitrag von Frank 

Mussmann, rechts).

Nicht nur wissenschaftlich wurde die 

Position der GEW bestätigt. Auch auf 

juristischem Parkett hat die Gewerkschaft 

gewonnen: Das Oberverwaltungsgericht 

bezeichnete die Stundenerhöhung als rechts-

widrig, weil sie ohne empirische Grundlage 

festgelegt wurde. Die GEW Niedersachsen 

startete daraufhin 2017 die Kampagne «Nach 

den Daten wollen wir Taten!», um endlich die 

gebotene Arbeitszeitverkürzung durchzuset-

zen. Und sie verfolgt dieses Ziel weiterhin 

(siehe Beitrag von Laura Pooth, S. 12).   

Handlungsbedarf seit 60 Jahren
In Deutschland arbeiten Lehrkräfte länger als vergleichbare 
Beamtinnen und Beamte im öffentlichen Dienst. Dass diese langen 
Arbeitszeiten zudem gesundheitsgefährdend sind, ist das Ergebnis 
einer neuen Meta-Zeiterfassungsstudie, die Ende Januar dieses 
Jahres in Hannover vorgestellt worden ist. 
Von Frank Mussmann

2

1

«Lehrkräfte sind 
aufgrund zu hoher 
Arbeitszeitvorgaben 
im öffentlichen 
Dienst im Schnitt 
schlechter gestellt.»



12    vpod bildungspolitik 207

Fo
to

: 
C

hr
is

to
p

h 
S

ch
la

tt
er

mit Spitzenbelastungen. In der Summe sind 

die zeitlichen Belastungen im Mittel zu hoch 

und Gesundheitsrisiken zu gross (siehe 

Kommentar rechts). 

Auf der anderen Seite sind relevante neue 

Trends identifiziert worden, die neue Wege 

in der Arbeitszeitgestaltung eröffnen: An 

deutschen Schulen hat sich der Anteil des 

reinen Unterrichtens über die Jahrzehnte 

um etwa zehn Prozentpunkte reduziert (in 

Grundschulen von etwa 50 Prozent auf 40 

Prozent und in Gymnasien von 40 Prozent 

auf 30 Prozent), während nicht unmittelbar 

unterrichtsbezogene Tätigkeiten heute mehr 

Zeit verlangen. Der Forschungsstand zeigt 

ferner, dass professionelle Einstellungen, 

Kompetenzen und «Arbeitsbezogene Ver-

haltens- und Erlebensmuster» ebenfalls 

einen bedeutenden Einfluss auf die Länge 

der Arbeitszeit haben. All dies sind nicht 

etwa die Ergebnisse einer, sondern die 

konsolidierten Resultate vieler Studien, 

die wiederum von unterschiedlichen Auf-

traggebern, mit verschiedenen Methoden 

und über mehrere Jahrzehnte hinweg in 

Auftrag gegeben wurden. Wissenschaftlich 

gesprochen: konsistente, reproduzierbare 

und reliable Befunde! 

Massnahmen auf verschiedenen 
Ebenen erforderlich 
Politisch gesprochen: Um bekannte quan-

titative und qualitative Belastungen ab-

zubauen, sind deutliche arbeitspolitische 

Massnahmen erforderlich. Arbeitszeitpolitik 

von Lehrerinnen und Lehrern darf sich 

aber auch nicht nur auf die Gestaltung der 

Rahmenbedingungen beschränken, sondern 

muss ebenso die Möglichkeiten gesundheits-

fördernden Verhaltens und verantwortlicher 

Arbeitsteilung in den Schulen mit in den 

Blick nehmen. 

Frank Mussmann, Sozialwissenschaftler (Dr. disc. 

pol.), ist Studienleiter und Leiter der Kooperationsstelle 

Hochschulen und Gewerkschaften der Georg-August-

Universität Göttingen.

Angaben zur Studie:

Thomas Hardwig, Frank Mussmann: Zeiterfassungsstudien 
zur Arbeitszeit von Lehrkräften in Deutschland – Konzepte, 
Methoden und Ergebnisse von Studien zu Arbeitszeiten und 
Arbeitsverteilung im historischen Vergleich, Expertise im 
Auftrag der Max-Traeger-Stiftung, Göttingen 2018, abrufbar 
unter folgendem Link: 10.3249/webdoc-3982

Summary: Nach einer Einführung in den Gegenstand und 
einem Überblick über die Perioden der Arbeitszeitgestaltung 
werden die vorliegenden Forschungsergebnisse zur 
Arbeitszeit en détail und vergleichend analysiert. Für 
den systematischen Vergleich wird in der Metastudie ein 
umfangreiches Analysekonzept entwickelt, das sowohl die 
Methoden der Ermittlung, als auch die erzielten Ergebnisse 
vergleichbar macht und auswertet. Die Metastudie hat einen 
ausführlichen Dokumentationsteil von 100 Seiten, mithilfe 
dessen alle untersuchten Studien für die Praxis erschlossen 
werden.

Kampagne

Zwischen Wissen und Willen
Schlussfolgerungen der deutschen «Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft» (GEW) aus den neuen Forschungsergebnissen zur 
Arbeitszeit der Lehrpersonen. 
Von Laura Pooth

Seit 60 Jahren gibt es Studien zur Arbeits-

zeit von Lehrkräften. Ganz gleich mit 

welcher methodischen Herangehensweise 

gearbeitet wird, ein Ergebnis ist immer ähn-

lich: Lehrkräfte arbeiten erheblich zu viel 

und es existiert ein riesiger Berg nicht sicht-

barer Überstunden – ohne Bezahlung, ohne 

Zeitausgleich, vielfach ohne Perspektive auf 

Besserung. Denn als zweites Ergebnis der 

Analyse von Thomas Hardwig und Frank 

Mussmann zeigt sich, dass der relative Anteil 

des Unterrichts an der Gesamtarbeitszeit 

tendenziell kleiner wird und der unsichtbare 

Teil der Arbeit grösser.

Was folgt daraus? Es darf keinen Aufschub 

mehr geben! Die Fakten liegen auf dem 

Tisch. Immer und immer wieder bestätigt 

und an keiner Stelle widerlegt. Die Arbeits-

zeit der Lehrpersonen muss gesenkt werden. 

Wir sind der Ansicht, dass die zunehmenden 

ausserunterrichtlichen Tätigkeiten nicht 

beschnitten werden können, weil sonst die 

Qualität der Arbeit und der selbst gestellte 

Professionsanspruch leiden. Umso dringen-

der ist es deshalb, die Unterrichtsverpflich-

tung zu senken.

Ein Zitat fällt in der Studie darüber hinaus 

ins Auge: «Auffällig ist das Festhalten an 

dem aus der Kaiserzeit stammenden Depu-

tatsmodell, das sich seit 1873 nicht verändert 

hat.» Die Regelstundenzahl für «niedere» 

und «höhere» Schulformen ist noch heute 

genau wie in der Kaiserzeit unterschiedlich 

hoch. In diesen mehr als 100 Jahren hat sich 

die Wochenarbeitszeit etwa von Industriear-

beitern halbiert, bei vielen Beamtinnen und 

Beamten ist sie von 48 auf unter 40 Stunden 

gesunken. An den Schulen hingegen ist die 

Höhe der Deputate nahezu unverändert.

Die Arbeitszeitverordnungen der Lehr-

kräfte müssen endlich der Realität an-

gepasst werden. In Niedersachsen gilt 

diese Verordnung beispielweise seit über 

20 Jahren. Alle Aufgaben, die allein durch 

Inklusion, Ganztag und Sprachförderung 

hinzugekommen sind, werden schlicht nicht 

berücksichtigt. Das ist weder juristisch noch 

politisch hinnehmbar. Und die niedersächsi-

sche Belastungsstudie belegt unbestreitbar: 

Lehrkräfte sind hochbelastet und gleichzeitig 

hochmotiviert. Die Arbeitgeber müssen 

endlich umfassend für Entlastung sorgen – 

am fehlenden Wissen kann es nicht liegen, 

allenfalls am mangelnden Willen.

Laura Pooth ist Präsidentin der Gewerkschaft Erziehung 

und Wissenschaft, Niedersachsen.

«Die Arbeitszeit-
verordnungen der 
Lehrkräfte müssen 
endlich der Realität 
angepasst werden.»

3

Laura Pooth zu Gast an der 
VPOD-Verbandskonferenz 
Bildung, Erziehung, 
Wissenschaft in  
Neuchâtel.
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E ine belastete Berufssituation schätze 

ich so ein, dass nebst situativen auch 

immer persönliche Ursachen vorliegen. 

Durch Projektionen neigt der Mensch eher 

dazu, die Ursachen im Aussen zu sehen, im 

System, dem Vorgesetzten, dem Team, der 

Politik, etc. 

Ich schildere deshalb zuerst persönliche, 

anschliessend situative Ursachen und stelle 

am Schluss meine Vision in den Raum.

Persönliches
Mit 36, also nach rund 16 Jahren Berufs-

erfahrung als Lehrer, wurde mir erstmals 

meine Belastungsgrenze deutlich. Auslöser 

war ein Konflikt mit einem Elternpaar, 

welches bereits das dritte Kind bei mir in 

der Klasse hatte. Anlässlich eines Elternge-

sprächs deponierten die Eltern das gesamte, 

bisher Unausgesprochene an Kritik und 

Vorwürfen der vergangenen sechs Jahre auf 

einmal unerwartet vor mir. Das hinterlassene 

Gefühlschaos in mir reichte von Kränkung 

über Wut bis zu depressiver Verstimmung. 

Plötzlich veränderte sich mein Fokus, der bis-

her auf die tolle Arbeit mit den Kindern der 

Mischklasse 3. bis 5. Schuljahr im herzigen 

Dorfschulhaus gerichtet war. Viel Negatives 

wurde mir bewusst.

Auf einmal waren mir alle Eltern des 

Dorfes, die ich innerlich als «Burechnörz» 

aburteilte, zuwider, das Lehrerteam bestand 

für mich plötzlich nur noch aus mühsamen 

Menschen und besonders mein Chef, der 

Schulleiter, erschien mir als unsympa-

thischer, selbstherrlicher Machtmensch, 

der mir das Leben schwermachte. Die 

Wahrnehmung einer «heilen Schul-Welt» 

im kleinen Dorf auf dem Land kippte ins 

Gegenteil: «Jetzt bloss weg aus dieser 

Hölle!» Das Gesetz der Polarität hatte mich 

eingeholt.

Der Stellenwechsel in ein grosses Schul-

haus in der Agglomeration von Bern brachte 

Welche Rolle die Schulleitung 
hinsichtlich der Belastung von 
Lehrpersonen hat
Praxisbasierte und erfahrungsgestützte Einschätzungen.1

Von Daniel Weibel

1 Die folgenden Zeilen erheben keinen Anspruch auf Wis-
senschaftlichkeit. Weder gezielte Erhebungen noch Studien, 
sondern lediglich die Erfahrungen aus 33 Jahren Arbeit im 
Bildungswesen als Lehrer und Schulleiter bilden die Grund-
lage meiner Ausführungen.

Wenn Lehrpersonen 
ihre persönliche 
Belastungsgrenze 
erreichen, brauchen sie 
die Unterstützung der 
Schulleitung.
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VSoS

die erwünschte Erleichterung. Kurzfristig. 

Damals vor rund zwanzig Jahren war die 

Selbstreflexion noch kaum ein Thema. So 

war für mich ausgeschlossen, dass der er-

wähnte Konflikt-Peak etwas mit mir zu tun 

haben könnte.

Der neuen Schulleitung versuchte ich, 

wie bereits bei meinem vorherigen Chef, 

mit allen Mitteln zu gefallen. Mein Kapital 

war der «Einsatz». Er zahlte sich bei der 

ersten gröberen Personalentscheidung aus: 

Anlässlich einer Klassenschliessung musste 

nicht ich gehen – wie eigentlich zu erwarten, 

weil ich zuletzt ins Team gestossen war –, 

sondern eine andere Lehrerin.

Burn-out-Erfahrung
Am kommenden LEBE-Tag, einer Veranstal-

tung des Berufsverbands Berner Lehrper-

sonen, lernte ich Urs Gfeller (Berater und 

Dozent der PH Bern) kennen, der mich mit 

seinem Referat zur Burn-out-Thematik mit-

ten ins Herz traf. Ich musste mit allen Mitteln 

vor all den versammelten Pädagoginnen und 

Pädagogen meine Tränen verbergen. Was 

machte mich da auf einen Schlag derart 

betroffen? Burn-out, ich? Wohl kaum. 

Die Schulleiterin engagierte Urs Gfeller 

prompt für die nächsten Kollegiumstage, 

die in Form einer zweitägigen Retraite 

stattfanden. Mein Schicksal choreografierte 

sozusagen für mich die Begegnung mit 

meinem Schatten. Es wurden Fragen gestellt 

über innere Werte, Selbstwert, Irrtümer im 

Berufsalltag etc. Ausserdem gab es eine 

Sequenz mit einer langanhaltenden Lach-

Übung. Auf der Heimfahrt der Retraite holte 

mich der Gegenpol des Lachens ein. Ich 

heulte am Steuer meines Autos und war mir 

vollends bewusst, dass ich ein grundlegendes 

Thema anzuschauen hatte: Meine ungestillte 

Sehnsucht nach Anerkennung. Sie stellte 

einerseits mein aktuelles Dilemma dar und 

war zugleich das ursprüngliche Hauptmotiv 

meiner Wahl des Berufs Lehrer. Mir wurde 

klar, dass ich etwas ändern musste, wollte 

ich nicht im Burn-out enden. 

Fragen und Antworten
Ein langer, schwieriger aber verheissungs-

voller Weg tat sich vor mir auf. Einige Fragen 

stellten sich mir: Wie steht es mit meiner 

Selbstachtung, meinem Selbstwert, meiner 

Selbstliebe? Was sind meine wirklichen 

Werte, welches mein Herzenswunsch? Was 

ist der Sinn meiner Arbeit? Mit der Ausbil-

dung zum Schulleiter liess ich mir zusätzlich 

Raum frei, mich mit diesen grundlegenden 

Fragen zu befassen.

 In dieser Zeit inspirierte mich der Mo-

tivationsforscher Reinhard K. Sprenger. 

Aussagen wie «Die Entscheidung liegt einzig 

bei dir selbst» oder «Erwarte kein Lob, tu’s 

für dich» wurden zu meinen Mantras. Mir 

wurde ausserdem sehr klar, wie das Handeln 

der Schulleitung im Zusammenhang mit der 

Belastung der Lehrpersonen im Zusammen-

hang steht. Dies prägte mein Führungsver-

halten. Für mich steht immer der einzelne 

Mensch im Vordergrund. Heute kann ich 

mich nach meinem Anspruch ausrichten, 

dass ich der Schulleiter sein will, den ich mir 

wünsche.

Situatives
Bereits lange Zeit bevor ich vom VSoS hörte, 

hatte ich eine kritische Haltung gegenüber 

der Selektion, die ein gesundes Lernklima in 

der Schule überschattet: Als im Kanton Bern 

die Selektion noch nach dem 4. Schuljahr 

erfolgte, war ich als Lehrer auf dieser Stufe 

vehement dem «Sek-Prüfungs-Stress» aus-

gesetzt. Die Übertrittsquote war sozusagen 

mein Ausweis, meine Qualifikation. Mit 

dem Wechsel der Selektion auf die Stufe 

6. Klasse verstärkte sich die Belastung auf 

die Lehrpersonen. Die Einführung der Kon-

trollprüfung (Kanton Bern) ist ein deutlicher 

Indikator dafür.

Mit der Integration, weiteren Schulre-

formen und auch Bildungssparübungen 

einzelner Kantone beobachte ich eine ge-

fühlte, stetige Zunahme an Belastungen für 

Lehrpersonen. Weitere Herausforderungen 

stellen sich in der heutigen Zeit mit Verän-

derungen der gesellschaftlichen Rolle der 

Lehrperson. Ist der Lehrer nur noch Coach? 

Wie viel ist die Lehrerin noch Vorbild, 

Autoritätsperson, Erzieherin? Viele Eltern 

können sich heute über pädagogische The-

men «updaten» und sind zum Teil sehr gut 

oder gar besser informiert als Lehrpersonen.  

Die Schule hat das Wissensvermittlungsmo-

nopol verloren. Auch der Abschied von der 

Basisdemokratie hin zur «Geleiteten Schule» 

war für etliche ältere Semester schmerzhaft. 

Sich einer Führungskraft unterzuordnen, die 

möglicherweise andere Werte als die eigenen 

vorweist, kann belasten.

Wie und wer fängt das alles auf?
So komplex die Situation auch sein mag, 

für mich treten insbesondere zwei Bereiche 

deutlich hervor. Die individuelle Haltung der 

Lehrperson und der Fokus der entsprechen-

den Schulleitung:

1. Die Lehrperson selber hat sehr viel in der 

Hand, was die Haltung und die Einstellung 

betrifft:

 Die Höhe der selbst gestellten «Messlatte»

 Den Anspruch, «es allen Recht zu ma-

chen»

 Den Anspruch, allen gerecht werden zu 

wollen

 Die realistische Einschätzung darüber, ob 

dieser Beruf oder dieser Arbeitsplatz noch 

der richtige ist, im Sinn von «Change it – 

love it or leave it»

 Und eben, bezogen auf den ersten Teil mei-

nes Textes: Genügend Selbstachtung, um 

nicht auf das Lob von aussen angewiesen 

zu sein.

2. Die Schulleitung trägt Entscheidendes 

dazu bei, ob die einzelne Lehrperson den 

Herausforderungen des Berufsalltags stand-

halten kann oder nicht. Die Schulleitung 

unterstützt, indem sie

 Empathie für die Mitarbeitenden hat, den 

ganzen Menschen sieht

 im Rahmen der Mitarbeitergespräche 

Bezug nimmt auf die Ressourcen, Be-

wusstsein für die eigene Gesundheit pflegt

 präsent ist, wahrgenommen wird

 umfassendes Feedback gibt

 auch schwierige Themen anspricht, «heis-

se Eisen» anpackt

 Beratungsfachleute vermittelt

 Burn-out-Prävention betreibt, nicht bloss 

Früherkennung

 grosszügig und flexibel ist

 unbezahlte Urlaube und Bildungsurlaube 

gewährt

 veraltete Direktive, Vorschriften, Ein-

schränkungen, Formulare, Dauerprojekte, 

etc. entrümpelt

 Vertrauen vor Kontolle setzt

 Spielräume öffnet und offenhält

 Ressourcen effektiv und effizient einsetzt

 Vorbild ist.

Führungspersonen, die nicht regelmässig 

strukturell und materiell entrümpeln, blasen 

den Betrieb auf und belasten die Mitarbei-

tenden. Eine Schulleitung muss nicht mo-

tivieren, sondern soll dafür sorgen, dass sie 

selber die Mitarbeitenden nicht demotiviert.

 Und zum Schluss bleibt meine persönli-

che, allseitig entlastende Vision, dass sich die 

Schule eines Tages von alten Klumpfüssen 

lösen kann, von den Noten, den Hausauf-

gaben und der Selektion! Die Arbeit an sich 

selber würde dadurch nicht ersetzt. Es wäre 

jedoch ein tolles, situatives Entlastungspaket.

Daniel Weibel, 53, 

Schulleiter in Ersigen (50%) 

und Musiklehrer (20%). Er 

ist Mitglied im Vorstand des 

VSoS und des VSLBE sowie 

Präsident des Elternvereins 

Nidau.

Der Verein «Volksschule 
ohne Selektion» engagiert 
sich für eine inklusive 
Schulentwicklung. 

vsos.ch
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Der Übertritt von der Sekundarstufe I in die 
Sekundarstufe II wurde neu geregelt – nebst 
kleinen Verbesserungen bringt die neue Aufnah-
meverordnung vor allem eine Angleichung der 
Aufnahmeverfahren.

D ie Übertrittsverfahren an die verschiedenen Mittel-

schulen (Kurzgymnasium, HMS, IMS, FMS, BM1 

und BM2) sind zurzeit hinsichtlich Prüfungszeitpunkt, 

Prüfungsform, Gewichtung der Vorleistung und Beste-

hensnorm uneinheitlich. 

Vorleistung und Prüfung neu zusammengestellt
Unter Einbezug von Verbänden des Schulfeldes hat die 

Bildungsdirektion des Kantons Zürich eine Verordnung 

ausgearbeitet, die zu einer Angleichung der Aufnahme-

verfahren führen soll.

 Nebst vielen unbestrittenen formellen Änderungen im 

gesamten Verfahren gaben zwei Anpassungen zu reden. 

Neu wird Französisch nicht mehr geprüft, sondern 

fl iesst in die Vorleistungen mit ein. Von einer generellen 

Abwertung kann aber hier nicht gesprochen werden, 

da die Vornote eine längere Periode bewertet und nicht 

lediglich das Lernen auf eine einzelne Prüfung. Weiter 

wurden die mündlichen Prüfungen abgeschafft, im 

Gegenzug setzt man auf die neu zusammengesetzten 

Vorleistungen: Die Noten aus dem Januarzeugnis in den 

Fächern Französisch, Englisch, Mathematik, 

Deutsch und Naturwissenschaft sowie das 

Arbeits- und Lernverhalten werden zukünftig 

gleichwertig zur Vornote gerechnet. Zu dis-

kutieren gab der Einbezug des Arbeits- und 

Lernverhaltens, da diese Einschätzungen sehr 

subjektiv gefärbt seien. Angesichts dessen, 

dass dies lediglich ein Zwölftel der berück-

sichtigten Vorleistung ausmacht und zudem 

bei jeder Beurteilung wohl Subjektivität mit 

einfl iesst, ist dies jedoch vernachlässigbar.

VPOD nach wie vor für prüfungsfreien 
Übertritt
Viele Studien zeigen, dass es Jugendli-

chen aus sozial benachteiligten Familien 

in stark unterdurchschnittlichem Ausmass 

gelingt, in die Mittelschule aufgenommen 

zu werden und in dieser zu verbleiben. Eine 

Änderung der Regelung des Übertritts bietet 

eine Gelegenheit diese soziale Selektion 

zumindest etwas zu entschärfen. In diesem 

Sinn begrüssen wir, dass für zugewanderte 

Jugendliche mit hohem Lernpotenzial in der 

neuen Regelung erstmals die Möglichkeit 

einer prüfungsfreien Aufnahme mit Be-

gleitmassnahmen vorgesehen ist. Wir fordern zudem, 

dass die Altersgrenze bei zugewanderten Jugendlichen 

auf das vollendete 20. Lebensjahr erhöht wird. Junge 

Menschen mit grossem Potenzial, darunter Gefl üchtete, 

die nach dem 16. Lebensjahr zuwandern, muss die Zeit 

gegeben werden, die sie brauchen, um ausreichend 

Deutsch zu lernen.

  Der VPOD schlägt weiter vor, dass die Prüfungsinhalte 

grundlegend so festzulegen sind, dass sie dem Lehrplan 

21 entsprechen und kein anderes Wissen und Können 

voraussetzen. Speziell muss darauf geachtet werden, 

dass in Mathematik die Fachinhalte geprüft werden und 

nicht über die Sprachlastigkeit der Aufgaben erneut die 

Deutschkompetenzen (mit)getestet werden.

Der VPOD setzt sich nach wie vor für einen prü-

fungsfreien Eintritt in die Mittelschule ein. Dieser 

kann – wie beim Wechsel von der Primarschule auf die 

Sekundarstufe – anhand einer Gesamtbeurteilung und 

gesprächsorientiert stattfi nden. Hält man aber an einer 

Regelung des Übertritts mit einer Prüfung fest, ist die 

neu ausgearbeitete Verordnung der Bildungsdirektion 

vertretbar.

Katrin Meier, Präsidentin VPOD-Sektion Zürich Lehrberufe

Anna-Lea Imbach, Gewerkschaftssekretärin VPOD-Sektion Zürich 

Lehrberufe

Mitgliedermagazin der Sektion Zürich Lehrberufe
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Einheitliche Aufnahme 
an die Mittelschule
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Eine Stärkung  
der musikalischen 
Bildung sieht  
anders aus

Die musikalische Grundausbildung (MGA), die von 
den Musikschulen als Ergänzung zum Musikunter-
richt an der Volksschule angeboten wird, ermöglicht 
eine solide Grundlage für die musikalische Bildung. 
Die neusten Entwicklungen im Kanton Zürich brin-
gen dieses Angebot jedoch ins Wanken.

In rund zwei Dritteln der Gemeinden im Kanton Zürich 

ist die MGA mit ein bis zwei Lektionen im Stundenplan 

der Volksschule seit Jahren fest integriert und ermöglicht 

damit allen Kindern den unentgeltlichen Zugang zu Sin-

gen und Musizieren, zu Bewegung, Tanzen, Rhythmik 

und zu musikalischem Wissen. Damit wäre prinzipiell 

sichergestellt, dass ein umfangreicher und differenzierter 

Musikunterricht alle Kinder unabhängig von der finanzi-

ellen Ausstattung ihres Elternhauses erreicht.

Fundierte musikalische Bildung als Beitrag zur 
Chancengleichheit
MGA, Chorsingen, Klassenmusizieren und diverse wei-

tere musikalische Projekte ermöglichen die Umsetzung 

der im Lehrplan 21 für den Musikunterricht festgelegten 

Kompetenzziele auf den verschiedenen Schulstufen. 

Seit der Umgestaltung der Volksschullehrerausbildung 

ist nicht mehr sichergestellt, dass jede Lehrperson der 

Volksschule die Ausbildung für Musik in ihrem Portfo-

lio hat, die sie für den Musikunterricht auf ihrer Stufe 

benötigt. Je nach Schulleitung wird dies unterschiedlich 

gehandhabt, sodass die Musikstunden in einzelnen Fällen 

auch von Lehrpersonen ohne Fachbefähigung abgedeckt 

werden. Trotz hohem Engagement und Interesse einzel-

ner Lehrpersonen ist die differenzierte Umsetzung der 

Kompetenzziele im Fachbereich Musik jedoch durch 

eine ausgebildete Musiklehrperson besser gewährleistet. 

Durch die in die Volksschule integrierten MGA-Lektionen 

sind Infrastruktur und Fachwissen in den Schulhäusern 

vorhanden – im Idealfall arbeiten Klassenlehrperson und 

Musiklehrperson zusammen und ergänzen sich mit ihrem 

jeweiligen Fachwissen.

Lehrplan 21 sieht keine Kürzungen vor
Mit der Einführung des Lehrplan 21 und der neuen 

Stundentafel haben einzelne Gemeinden die Lektionen 

für die MGA gestrichen, gekürzt oder das Angebot in den 

ausserschulischen Bereich verlegt, womit es freiwillig 

und kostenpflichtig wurde. Namentlich sind uns aus den 

Gemeinden Rümlang, Wallisellen, Bonstetten und Kloten 

solche Kürzungen und Auslagerungen bekannt. Argumen-

tiert wird mit der Erhöhung der Lektionenzahl in der 1. 

Klasse – ein Argument, das in diesem Fall im Hinblick auf 

die Tendenz hin zu Tagesschulen fragwürdig ist. Zudem 

wird behauptet, dass die Pflichtstunden im Fachbereich 

Musik bereits mit dem regulären Musikunterricht abge-

deckt seien. Die einzelnen musikalischen Angebote sind 

jedoch nicht austauschbar – sie ergänzen sich gegenseitig 

und ermöglichen erst als Ganzes die Umsetzung der 

Kompetenzziele des Lehrplan 21. Von den Kürzungen 

ist nicht nur der Kanton Zürich betroffen. Uns erreichen 

Meldungen, dass mit der Umsetzung des Lehrplan 21 auch 

in anderen Kantonen das Angebot der MGA abgebaut wird. 

Der Entscheid darüber liegt bei der kommunalen Behörde. 

Die neue Lektionentafel des Lehrplan 21 an sich gibt keinen 

Anlass, die musikalische Grundausbildung zu streichen. 

Dass das Streichen oder Kürzen der MGA keineswegs 

nötig ist, zeigt beispielsweise die Stadt Zürich, die auch 

künftig nicht auf die musikalische Grundausbildung 

verzichten wird.

Kanton überlässt die Verantwortung den Gemeinden
Um die Gemeinden in die Pflicht zu nehmen, über die 

vorgenommenen Kürzungen und das vorhandene mu-

sikalische Angebot zu informieren, haben AL, SP und 

FDP im Zürcher Kantonsrat eine Anfrage eingereicht. 

Deren Antwort sollte Informationen liefern, wie es um 

die MGA im Kanton bestellt ist, welche Gemeinden in 

welchem Umfang MGA anbieten, in welchem Umfang 

Kürzungen stattfinden und mit welchen Begründungen 

diese umgesetzt werden. In seiner am 31. Mai veröffent-

lichten Antwort zieht sich der Regierungsrat aus seiner 

Verantwortung und betont den ergänzenden Charakter 

der MGA. Die Schulgemeinden sollen aufgrund lokaler 

Bedürfnisse und Voraussetzungen wie Raumangebot, 

Klassengrössen und -zusammensetzungen entscheiden. 

Dass diese pädagogischen und organisatorischen Motive 

gegenüber dem Sparen jedoch meist zweitrangig sind, 

wird in der Argumentation des Regierungsrats verschwie-

gen. Anstatt bei den einzelnen Gemeinden Informationen 

über die aktuelle Ausgestaltung der MGA einzuholen, 

werden die Personen, die die Anfrage eingereicht haben, 

mit der Antwort «Das Volksschulamt verfügt über keine 

Angaben zum Ergänzungsangebot MGA, da es sich um 

ein Angebot in der Kompetenz der Gemeinden handelt» 

abgespeist.

Panorama
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Der Kanton drückt sich damit um seine Verantwortung. 

2012 haben Volk und Stände mit grossem Mehr einen 

neuen Verfassungsartikel (Art. 67a der Bundesverfassung) 

beschlossen, der Bund und Kantone verpflichtet, sich im 

Rahmen ihrer Zuständigkeiten für einen hochwertigen 

Musikunterricht an Schulen und eine allgemeine Stärkung 

der musikalischen Bildung einzusetzen. Der Verfassungs-

artikel besagt zudem, dass die Zusammenarbeit zwischen 

den verschiedenen Akteuren gestärkt werden soll. Der 

aktuell stattfindende Abbau schürt jedoch vielmehr die 

Konkurrenz zwischen Musiklehrpersonen, anderen 

Fachlehrpersonen und den Klassenlehrpersonen – eine 

Stärkung der Zusammenarbeit sieht anders aus. 

Mit der ungleichen Verteilung der musikalischen 

Bildung über die verschiedenen Gemeinden im Kanton 

ist der Grundsatz der Volksschule verletzt, dass jedem 

Kind unabhängig von Wohnort und Budget seiner Eltern 

die gleichen Möglichkeiten auf Bildung zustehen. Wie 

generell, fällt auch diese Sparpolitik zu Lasten von Kin-

dern aus einem sozioökonomisch schlechter gestellten 

Elternhaus aus – und in diesem konkreten Fall zudem zu 

Lasten von Musiklehrpersonen, denen im Einzelnen ein 

Stellenverlust droht.

Sibylle Schuppli, Präsidentin MuV

Katrin Meier, Präsidentin VPOD-Sektion Zürich Lehrberufe

Anna-Lea Imbach, Gewerkschaftssekretärin VPOD-Sektion Zürich 

Lehrberufe

Heute habe ich einen Aufruf bekommen, die Idee eines 

Frauenstreiks für das nächste Jahr zu verbreiten. Den  

im Text versteckten Vorwurf an die Gewerkschaften der 

deutschen Schweiz, noch nicht auf den Zug aufgesprungen 

zu sein, lasse ich so stehen – weil dieser falsch ist. Um 

die längst fällige Lohngleichheit durchzusetzen, werde 

ich gerne wieder streiken und auf die Strasse gehen. Die 

Mobilisierung des Frauenstreiks am 14. Juni 1991 war 

eine grossartige Sache. Wir jungen Frauen waren damals 

überzeugt, dass jetzt alles anders werden würde und als 

Kindergärtnerinnen hofften wir, dass sich die geforderte 

Lohngleichheit auch auf unser Einkommen auswirken 

würde. In all den Jahren seither habe ich Transparente mit 

Lohngleichheitsforderungen durch die Strassen getragen 

und jetzt muss die Generation unserer Töchter noch immer 

für die gleichen Rechte kämpfen.

Als Kindergartenlehrpersonen haben wir vor Jahren eine 

Lohnklage gewonnen. Den gleichen Lohn für die gleiche 

Arbeit erhalten wir jedoch noch immer nicht. Als kanto-

nale Angestellte verdienen meine männlichen Kollegen 

gleichviel, das ist nicht das Ungerechte. Aber im Kanton 

Zürich sind die Kindergartenlehrpersonen gegenüber den 

Primarlehrkräften weiterhin in einer tieferen Lohnklasse 

eingereiht. Weil wir weniger Lektionen unterrichten, wer-

den wir zudem nur für ein 88-Prozent-Pensum bezahlt. Der 

neue Berufsauftrag macht es nun noch deutlicher: Für alle 

Schulhausaufgaben, Arbeitsgruppen- und Teamsitzungen, 

alle Weiterbildungstage und Anlässe erhalte ich einen tiefe-

ren Lohn als die Primarlehrpersonen. Das ist definitiv nicht 

der gleiche Lohn für die gleiche Arbeit. Deshalb hoffe ich 

fest, dass alle meine Kolleginnen und Kollegen bei einem 

neuen Frauenstreiktag wieder mitmachen und bereit sind, 

bald eine weitere Lohnklage in Angriff zu nehmen. Übri-

gens streike ich schon jetzt jeden Tag ein wenig. In meinen 

unbezahlt begleiteten Pausen zeige ich den Kindern nicht 

mehr, wie sie auf das Klettergerüst hinaufkommen – ich 

helfe ihnen nur noch herunter.

Yvonne Tremp, Kindergar-

tenlehrperson, Vorstandsmit-

glied VPOD-Sektion Zürich 

Lehrberufe

Wann kommt meine 
Lohngleichheit?

«Einzelne Gemeinden [haben] die 
Lektionen für die MGA gestrichen, 
gekürzt oder das Angebot in 
den ausserschulischen Bereich 
verlegt, womit es freiwillig und 
kostenpflichtig wurde.»
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Agenda
Informationen über 
Veranstaltungen und 
Versammlungen sind 
auch aufrufbar unter: 
www.zuerich.vpod.ch/
kalender

Mittwoch, 5. September, 
18:00 Uhr 
Präsentation der Resultate der 
grossen nBA-Umfrage
Volkshaus Zürich

Mittwoch, 19. September,
17:00 – 19:00 Uhr
Versammlung Gruppe Volksschule
VPOD Sitzungssaal 5. Stock,  

Birmensdorferstrasse 67, Zürich

Samstag, 22. September, 
Besammlung 13:30 Uhr
#ENOUGH18 (siehe oben)
Schützenmatte in Bern

Mittwoch, 3. Oktober,
19:15 Uhr
Präsentation der Forderungen zum 
neuen Berufsauftrag
Volkshaus Zürich

Vorankündigung: 
Freitag, 19. Oktober, ab 17:00 Uhr 
Zukunft mit Geschichte(n)  
– 100 Jahre VPOD Sektion Zürich 
Kanton
Wirtschaft Theater am Neumarkt,  

Neumarkt 5, Zürich

Freitag, Samstag 9./10. November
VPOD Frauenkonferenz
Solothurn

#ENOUGH18
Samstag, 22. September 2018

Treffpunkt um 13:30 Uhr auf der Schützenmatte 
in Bern, anschliessend Umzug zur grossen 
Kundgebung auf dem Bundesplatz.

Keine fünfte 
Ferienwoche für 
Lehrpersonen? 

Der Zürcher Regierungsrat will 
dem kantonalen Personal endlich 
die fünfte Ferienwoche gewähren, 
die in der Privatwirtschaft längst 
üblich ist. Die Sache hat aber 
zwei grosse Haken: Unter dem 
Deckmantel der Kostenneutralität 
müssen die Angestellten einerseits 
mehr arbeiten und andererseits 
sind die Lehrpersonen von der 
geplanten Änderung gänzlich 
ausgenommen. 

Seit der Einführung des neuen Be-

rufsauftrages mit Jahresarbeitszeit 

beträgt der Ferienanspruch von Lehr-

personen vier, ab dem 50. Altersjahr 

fünf und ab dem 60. Lebensjahr sechs 

Ferienwochen. Die weniger arbeitsin-

tensiven Wochen während der unter-

richtsfreien Zeit dienen vorwiegend 

zur Kompensation der Überzeit aus den 

arbeitsintensiveren Schulwochen. Der 

neue Berufsauftrag hat bisher noch nicht 

zum Schutz der Volksschullehrperso-

nen vor der zeitlichen Überbelastung 

beigetragen. Im Gegenteil werden die 

Arbeitsbedingungen der Lehrpersonen 

immer gesundheitsgefährdender (siehe 

Schwerpunkt dieses Hefts und Kam-

pagne www.lasst-uns-unterrichten.ch). 

Die Erweiterung des Ferienanspruchs 

für Lehrpersonen wäre angesichts der 

hohen Belastungssituation ein Schritt 

in die richtige Richtung. 

Der Regierungsrat aber schliesst die 

Lehrpersonen nun von der fünften 

Ferienwoche aus. Dies mit dem Argu-

ment des erst vor kurzem eingeführten 

neuen Berufsauftrags. Die Wahrheit ist, 

dass der neu definierte Berufsauftrag 

die Einführung einer zusätzlichen 

Ferienwoche unbürokratisch ermög-

licht. Der VPOD wird deshalb in der 

Vernehmlassung fordern, dass die 

Lehrpersonen ebenfalls eine fünfte Fe-

rienwoche erhalten. Wie für das übrige 

Staatspersonal ist der Anspruch auch 

für Lehrpersonen gerechtfertigt. Eine 

Einführung der fünften Ferienwoche 

durch gleichzeitige Erhöhung der Wo-

chenarbeitszeit ist nicht nachvollzieh-

bar. Der nötige Effekt der Erholung in 

den Ferien würde durch eine zeitliche 

Erhöhung der Arbeitszeit in den Arbeits-

wochen verpuffen. Ausserdem sollen 

auch die älteren Lehrpersonen zu einer 

zusätzlichen Ferienwoche kommen. 

Gerade aufgrund der Abschaffung der 

altersbedingten Pensenentlastung wäre 

eine wirkungsvolle Entlastung für diese 

Gruppe umso wichtiger.    

  

Fabio Höhener, Gewerkschaftssekretär Sektion 

Lehrberufe

   

#ENOUGH18

Der Schweizerische 
Gewerkschaftsbund (SGB) und 
zahlreiche weitere Organisationen 
wollen zu Herbstbeginn Tausende 
Menschen auf die Strasse rufen, 
um sich für Lohngleichheit 
und gegen Diskriminierung 
einzusetzen.

Das Schneckentempo der Schweiz 

bei der Gleichstellung von Frauen 

und Männern ist legendär. Auch weit 

im 21. Jahrhundert sind in der Schweiz 

Macht und Geld noch ungleich auf Män-

ner und Frauen verteilt: Frauen sind in 

Politik und den Führungsgremien der 

Wirtschaft untervertreten und verdie-

nen für gleichwertige Arbeit im Schnitt 

monatlich 600 Franken weniger als die 

Männer. Massnahmen gegen die Diskri-

minierung von Frauen stossen immer 

noch auf grossen Widerstand, obschon 

alle von diesen profitieren würden. Doch 

die Lohndiskriminierung löst sich nicht 

in Luft auf, wenn man sie verleugnet. 

Weder die Zeit noch der Markt wer-

den es richten. Auch das Stimm- und 

Wahlrecht für Frauen, das Eherecht 

und die Mutterschaftsversicherung 

haben wir weder dem Markt noch der 

Zeit zu verdanken. Die Fortschritte 

mussten immer erkämpft werden. Von 

Frauen und Männern, die sich für diese 

Verbesserungen eingesetzt haben, den 

Druck auf die Strasse getragen oder im 

Parlament für Gleichstellung gekämpft 

haben.

Auch 2018 braucht es Druck. Mass-

nahmen für die Lohngleichheit sind 

überfällig, doch sie drohen wegen Ver-

hinderungstaktiken in einer parlamen-

tarischen Endlosschlaufe zu verglühen. 

Mit einer breit abgestützten Demo am 

22. September setzen wir ein deutliches 

Zeichen, damit es vorwärtsgeht. Wir 

gehen vors Bundeshaus um zu zeigen: 

Wir Frauen wollen unseren Anteil an 

Macht und Geld. Schluss mit Aussitzen 

– Lohngleichheit jetzt!   

18    vpod zürich Pflichtlektion  3 | 18
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Aktuell

D ie konkret entfaltete Dynamik der Inves-

titions- und Finanzierungsaktivitäten 

bestimmt sowohl die Stabilität als auch 

die Entfaltungsmöglichkeit der kapitalisti-

schen Weltgesellschaft: In der «modernen 

Wissensgesellschaft» gilt dies ganz beson-

ders auch für das Feld der Bildung. Die 

«strukturellen» Zwänge, denen sämtliche 

Finanzierungsaktivitäten im Kapitalismus 

unterworfen sind, bestimmen auch die 

politischen Kämpfe um die öffentliche Bil-

dungsfinanzierung. Sie haben dazu geführt, 

dass in den Debatten über das öffentliche 

Bildungswesen die emanzipatorischen 

Aspekte von Bildung – im Sinne der Aufklä-

rung des 17. und 18. Jahrhunderts – unter 

den Tisch fallen und an Bildung allein 

noch instrumentelle Aspekte interessieren, 

inwiefern Bildung dem kollektiven «Well-

being» (J. Bentham) und dem individuellen 

«Pursuit of happiness» (T. Jefferson) dient. 

Entsprechend der herrschenden liberalen 

Weltsicht handelt es sich auf beiden Ebenen 

um ein zu optimierendes, darum «rationa-

les» Kosten-Nutzen-Kalkül. 

Disziplin, Kultur, Humankapital
Je mehr das Bildungswesen von öffentlichen 

Finanzmitteln abhängig ist, desto rigider ist 

es den ökonomischen Verwertungs- und 

Renditezwängen im Kapitalismus ausge-

setzt. Seitdem Bildung in der zweiten Hälfte 

des 19. Jahrhundert verschult wurde und so 

das öffentlich finanzierte «Bildungswesen» 

entstand, lag es sicher nicht von Beginn weg 

in der Absicht des aufklärerischen Bildungs-

idealismus’, die konkrete Organisation der 

Bildungsvermittlung und des Bildungs-

inhalts so umzugestalten und zurechtzu-

stutzen, dass sie sich in blosse Mittel zum 

Zweck des ökonomischen «Fortschritts» 

im aufkommenden Industriekapitalismus 

transformierten. Dennoch entpuppte sich 

die Funktionalisierung der Schule für die 

Vermittlung einer rein instrumentellen 

Bildung als eine permanente Tendenz, die 

bis in die Gegenwart anhält. 

Zuerst wurde die «Volksschule» zu einer 

«Volkserziehungsanstalt», sprich: einer 

Disziplinierungsanstalt für die aufkom-

mende Fabrikorganisation. Der autoritäre 

Schulmeister übte das eiserne Prinzip der 

«strengen Gerechtigkeit» und der «gerech-

ten Strenge» ein, das mit dem simplen, aber 

effektiven Befehls-Gehorsams-Schematis-

mus funktioniert. Füg- und Folgsamkeit 

wird über Loben und Strafen und stumme 

Verachtung und Ausgrenzung andressiert. 

Indem die SchülerInnen bereits drohende 

Sanktionen antizipieren, ist die ursprüng-

lich im militärischen Bereich entwickelte 

Disziplinierungstechnik (Michel Foucault1) 

perfekt umgesetzt. Der wohlwollende, vä-

terliche Patron konnte frag- und naht-

los den entsprechend stramm erzogenen 

Nachwuchs in Werkstatt, Manufaktur und 

Fabrik übernehmen2 – legitimiert mit dem 

Loblied des liberalen Arbeitsmarkts, auf dem 

sich die «freien und gleichen» Individuen 

verwirklichen durften – und dankbar sein 

mussten, wenn sie nach der Freisetzung 

einer «industriellen Reservearmee» (Karl 

Marx) im Zuge der massenhaften Landflucht 

wenigstens einen ausbeuterischen Hunger-

lohn ergattern konnten.

Nachdem die «wilden» Bauernhaushalte 

in den Suburbs und Agglos domestiziert 

waren3, trat die Funktion der Schule als 

«Erziehungsanstalt» in den Hintergrund. 

Dafür erhielt Vermittlung der sogenannten 

«elementaren Kulturtechniken» (Lesen, 

Schreiben, Rechnen) immer mehr Raum 

und Gewicht, weil sie zumindest für alle qua-

lifizierten Arbeitskräfte zur unerlässlichen 

Mindestausstattung an Humankapital in der 

«modernen Arbeitswelt» wurden.4

Damit einher ging eine allmähliche Pro-

fessionalisierung des Lehrberufs sowie 

das Verbot der dysfunktional gewordenen 

Kinderarbeit im ersten Fabrikgesetz von 

1877 – fast zeitgleich mit der Einführung 

der allgemeinen Schulpflicht. Bloss Hand-

langer und einige Hilfsarbeiter konnten ab 

dem Ende des 19. Jahrhunderts funktionelle 

Analphabeten bleiben. Sie wurden mit der 

Zeit in die «Randbelegschaft» abgedrängt, 

die weiterhin dem «Hire and fire» je nach 

blindem Konjunkturverlauf unterworfen 

war. Doch mit der schulischen Qualifizie-

rung der Mehrheit der Arbeiterschaft bildete 

sich innerhalb der Fabrikorganisationen all-

mählich eine «Kernbelegschaft» aus, für die 

das – nicht mehr schulisch zu beschaffende 

– betriebsspezifische Humankapital immer 

wichtiger wurde und deshalb ihre Betriebslo-

yalität auch im Interesse der Jobanbieter lag. 

Diese betriebliche Binnendifferenzierung 

muss relativ früh eingesetzt haben, denn 

bereits Marx diagnostizierte das Entstehen 

einer vom gewöhnlichen «Proletariat» ab-

gehobenen «Arbeiteraristokratie». Dies war 

die Geburtsstunde der politischen Initiativen 

zur Einführung der partiell schulischen 

Berufsbildung.5

Braucht der Kapitalismus eine 
öffentlich finanzierte Bildung?
Dieser Beitrag steht zu Beginn einer Artikelreihe, in der wir explizit ökonomische Perspektiven auf 
Bildung und Schule vorstellen und zugleich problematisieren. Von Thomas Ragni
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Aktuell

Ökonomisierung von Politik, 
Kultur und Psyche
Spätestens mit der steigenden Wichtigkeit 

der Vermittlung von elementarem Hu-

mankapital wurde die (Volks-)Schule der 

Logik der ökonomischen Knappheit und 

Effizienz unterworfen. In den heutigen 

Debatten über die Volksschule ist von der 

nicht-instrumentell verstrickten Bildung, die 

in der ursprünglichen Idee der bürgerlichen 

«Hochkultur» einen wesentlichen Teil der 

«Selbstverwirklichung» einer aufgeklärten 

Individualität bedeutet und im Kern die 

humanistisch veredelte Persönlichkeit aus-

macht, wenig übriggeblieben. Die Erträge 

und Kosten kühl kalkulierende «Zweckratio-

nalität» (M. Weber) dominiert längst die Bil-

dungspolitik. Bildung als «hochkultureller» 

Selbstzweck kann im postbürgerlichen (bzw. 

neoliberalen) Zeitalter nur noch als privat zu 

finanzierender Luxuskonsum wahrgenom-

men werden. Mittlerweile sehen sich die Bil-

dungspolitikerInnen im reichen Westen in 

allen politischen Lagern damit konfrontiert, 

die Finanzierung mit öffentlichen Mitteln 

nicht nur der elementaren Grundbildung 

und der Allgemeinbildung, sondern auch 

schon der vorschulischen Erziehung und 

der musischen Fächer damit begründen zu 

müssen, sie seien für den späteren Erfolg 

in der kapitalistischen «Arbeitsgesellschaft» 

(A. Gorz6) optimal zweckdienlich, weil sie 

die Sozialkompetenz und Teamfähigkeit 

förderten, ein effizientes Mentaltraining 

lieferten, kluge Kreativitätstechniken ver-

mittelten, sozialisierende Selbstdisziplin so 

lange einübten, bis sie zu einer zweiten Natur 

des blinden Lerneifers geworden seien, etc.

Ganz allgemein muss gelten, dass ein 

öffentlich finanziertes Bildungswesen im 

Kapitalismus nur so lange existieren kann, 

wie der fraglose gesellschaftliche Grundkon-

sens herrscht, sie diene alternativlos dem 

«Survival of the fittest» der eigenen Sozietät 

in der freien Wildbahn des globalen Konkur-

renzkampfes. Für den Einzelnen wird der 

Schulbesuch wie das immer ausgeklügeltere 

Training des ehrgeizigen Spitzensportlers 

betrieben. Nichts darf unversucht bleiben, 

die Anlagen und Talente der Sprösslinge zur 

vollen Entfaltung zu bringen – bis schliess-

lich auch die Anlagen und Talente selber 

genetisch optimiert werden müssen, um an 

die Spitze zu gelangen. Entsprechend sehen 

sich die Eltern in der Rolle der Laufbahnbe-

rater, Coaches, Sparringpartner, Sponsoren, 

Agenten ihrer Kinder. Bildung ist heute 

ein wesentlicher Bereich der entfalteten 

Kultur des Kapitalismus, die die Köpfe der 

Subjekte beherrscht, die ihre Befindlichkeit, 

ihr Glücks- und Sinnstreben prägt und 

färbt, ihre Motivationen und Resignationen 

bestimmt, ihren Stolz und ihre Scham, 

ihren Ehrgeiz und ihre Selbstbescheidung, 

ihr Statusstreben und Unsichtbarwerden, 

ihre Aspirationen und Genügsamkeiten, 

ihren Eskapismus und ihr Rebellentum, 

ihren Unfrieden und ihre Zufriedenheit, ihr 

Hoffen und Bangen, Sorgen und Kämpfen, 

Freuen und Leiden. 

Vermeidung von Unterinvestition
Der selektive Erfolg des Mainstreams der 

Bildungsökonomik erklärt sich aus den 

strukturellen Investitions- und Finanzie-

rungszwängen im Bildungsbereich, denen 

kapitalistische Gesellschaften unterworfen 

sind. Ihre Basisannahmen reflektieren 

entsprechend die Erfolgsbedingungen der 

Kreislauf- und Akkumulationsprozesse im 

Kapitalismus. Ausgangspunkt muss auf In-

vestitionsseite die Mainstream-Theorie des 

«Humankapitals» sein, die Wissen und Kön-

nen als ein in den Individuen verkörpertes 

Asset behandelt. Die Einzelnen können es, 

privat finanziert, auf den Arbeits-, Güter- und 

Kapitalmärkten als Unternehmer ihrer selbst 

ökonomisch verwerten – rationalisiert durch 

umso höhere erwartete Bildungsrenditen 

dank umso höheren Bildungsabschlüssen. 

Und die Gesellschaften bzw. ihre politischen 

Instanzen begreifen ihre öffentlich finan-

zierte Investition in die «Human assets» als 

einen zentralen Produktionsfaktor, der die 

Karten in der globalen Standortkonkurrenz 

ihres Landes entscheidend verbessert.

Ökonomisch rationalisiert werden die poli-

tischen Efforts der öffentlichen Finanzierung 

durch sogenannte positive Spill-over-Effekte 

(bzw. externe Effekte), die dazu führten, dass 

bei ausschliesslich privater Finanzierung 

es zu einer Unterinvestition in die Bildung 

käme. Der maximale gesellschaftliche Wohl-

stand würde systematisch verfehlt. Dies ist 

eine Form des «Marktversagens», weshalb 

hier der Staat mit der Finanzierung öffent-

licher Investitionen einspringen müsse. 

So jedenfalls argumentiert die «Neue» 

oder «Endogene Wachstumstheorie».7 Die 

Grundidee ist einfach: Das Ganze ist mehr als 

die Summe seiner Einzelteile. Wenn z.B. in 

einer regionalen Population eine «kritische 

Masse» die Fremdsprache Englisch – die Lin-

gua franca der globalisierten Welt – einiger-

massen leidlich beherrscht, erwächst daraus 

nebst dem je individuellen Nutzen für die 

einzelnen Akteure ein Zusatzeffekt für das 

Kollektiv, indem z.B. bestehende Internet-

infrastrukturen effizienter genutzt werden 

können, indem der weitere Ausbau von stark 

sinkenden Marginalkosten profitieren kann, 

indem sich ausweitende Informationsflüsse 

sogar fast ohne Zusatzkosten verbreitet und 

verarbeitet werden können. 

Öffentliche Bildungsfinanzierung 
statt Vermögensumverteilung 
Während für sehr arme Länder solche Spill-

over-Optimierungskalküle aufgrund binden-

der Finanzierungsrestriktionen irrelevant 

sind (was ein Grund ist, wieso sie in einer 

Armutsfalle gefangen bleiben), sind sie für 

die weniger armen «Entwicklungsländer» 

vermutlich ein wichtiger Wohlstandstreiber. 

Für pro Kopf bereits sehr reiche «entwickelte 

Länder» wie die Schweiz jedoch sind zusätz-

liche Wohlstandswirkungen der öffentlichen 

Finanzierung der Netzwerkeffekte aus der 

Bildung vermutlich nicht mehr allzu gross. 

Für reiche Gesellschaften dagegen fällt ein 

anderer Faktor wohl viel stärker ins Gewicht 

(der aber in allen Gesellschaften ein wichti-

ger Einflussfaktor ist). Gemeint ist der soge-

nannte Einkommens- und Vermögenseffekt: 

Gemessen am verfügbaren Einkommen 

nehmen die individuellen Ausgaben für 

superiore Güter wie Bildung und Gesundheit 

mit steigendem individuellen Wohlstand 

stark überproportional zu. Je ungleicher 

der Wohlstand aber verteilt ist (sowohl die 

Vermögen wie die Einkommen), für prozen-

tual desto weniger Leute kann dieser Effekt 

des superioren Gutes empirisch wirksam 

werden.8 Wenn also direkte Umverteilung 

von Vermögen und Einkommen politisch 

nicht durchsetzbar ist,9 muss ersatzweise 

– zumindest in Kontinentaleuropa, wo sich 

der «gemässigte Individualismus» hege-

monial durchgesetzt hat – die öffentliche 

Finanzierung von Bildung (und Gesundheit) 

vorangetrieben werden. Der politische Streit 

verlagert sich daher in Kontinentaleuropa 

von der immer ungleicher werdenden 

Wohlstandsverteilung auf die Frage, was 

in der Bildung (und in der Gesundheit) 

bereits als «Luxuskonsum» zu taxieren sei 

und darum nicht mehr öffentlich finanziert 

werden muss.  

1 M. Foucault, Überwachen und Strafen, 
1985

2 Der Film «Das weisse Band» (2009) von 
Michael Haneke vermittelt eine gute An-
schauung der Zeit vor dem 1. Weltkrieg. 

3 Z.B. M. Foucault, Dispositive der Macht. 
Über Sexualität, Wissen und Wahrheit,  
1978 

4 Wie die Transformation von einer weit-
gehend agrarisch geprägten Stationary-
state- hin zu einer industriellen Akkumulati-

onsgesellschaft konkret im Fall der Schweiz 
verlief, beschreibt Jakob Tanner, Geschichte 
der Schweiz im 20. Jahrhundert, München 
2015, S. 35ff. 

5 Die erste Initiative des 1879 gegründeten 
Schweizerischen Gewerbevereins stammt 
von 1888. Bereits seit 1884 leistete der 
Bund finanzielle Zuschüsse zur Mitfinanzie-
rung der kantonalen Berufsschulanstalten. 
Das erste Bundesgesetz kam allerdings erst 
1930 zustande: vgl. E. Wettstein, Die Ent-

wicklung der Berufsbildung in der Schweiz, 
1987; und Hist. Lexikon der Schweiz, Artikel 
Berufsbildung, http://www.hls-dhs-dss.ch/
textes/d/D13911.php 

6 André Gorz, Arbeit zwischen Misere und 
Utopie, 1999

7 Z.B. Aghion/Howitt, Endogenous Growth 
Theory, 1997

8 Vgl. z.B. M. Antoninis, M. Delprato, A. 
Benavot, Inequality in education: the chal-
lenge of measurement, in: UNESCO (hg), 

World social science report: Challenging 
inequalities; pathways to a just world, 2016, 
Chapter 10, S. 63- 67.

9 Die «breite Masse» der Normalverdie-
nerhaushalte lehnt dies ab, weil ihr in den 
politischen Kämpfen offenbar plausibel 
vermittelt wurde, dass im Zuge der Glo-
balisierung das Kapital schnell vertrieben 
würde, wenn es z.B. keine steuerlichen 
Privilegien mehr erhielte.
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Aktuell

Für die Integration in die Gesellschaft ist 

ein Mindestmass an Basisbildung nötig. 

Dass diese alles andere als selbstverständlich 

ist, zeigt die Verbreitung des Analphabetis-

mus in reichen Ländern wie Deutschland 

oder der Schweiz. Besonders häufig ist in 

diesen die Form des «funktionalen Analpha-

betismus» oder «Illetrismus», bei dem die 

Betroffenen zwar in der Schule lesen und 

schreiben gelernt haben müssten, dieses aber 

tatsächlich nur unzureichend beherrschen. 

In der Schweiz gelten circa 16 Prozent der 

Gesamt- und 20 Prozent der Migrationsbe-

völkerung als Funktionsanalphabeten.1,2 Für 

Deutschland zeigt die Statistik aus dem Jahr 

2016, dass von den 18,6 Millionen Menschen 

mit Migrationshintergrund (davon 9 Millio-

nen mit ausländischer und 9,6 Millionen mit 

deutscher Staatsbürgerschaft)3 14,1 Prozent 

keinen Schulabschluss und 40,6 Prozent 

keinen berufsqualifizierenden Bildungsab-

schluss besitzen.

Bedarf an Sprachförderung
Wie soll die Integration dieser Menschen 

erfolgreich funktionieren, wenn es ih-

nen aufgrund fehlender Schreib- und Le-

sekenntnisse nahezu verwehrt ist, sich die 

Voraussetzung für Integration, die Sprache, 

richtig anzueignen? Dies ist insbesondere 

ein Problem für geflüchtete Menschen: Laut 

dem deutschen Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge (BAMF) erreichen zurzeit 

80 Prozent der Flüchtlinge in der deutschen 

Sprache das Sprachniveau B1 nicht, das die 

Mindestvoraussetzung für die Aufnahme 

einer Ausbildung oder eines Helferjobs 

darstellt.4 Hier gibt es also einen Bedarf an 

Sprachkursen für Flüchtlinge. Die bestehen-

den Integrationskurse sollten deshalb durch 

Sprachförderungsmassnahmen ergänzt 

werden, insbesondere wenn es sich um Mi-

grantInnen handelt, die Analphabeten sind. 

Kulturelle Barrieren
Ein Phänomen der letzten Jahre ist es, dass 

unter der Eindwanderungsbevölkerung viele 

konservative muslimische Familien anzu-

treffen sind, in denen einzelne Mitglieder 

Analphabeten sind. Hinzu kommen andere 

Schwierigkeiten wie traditionelle Rollenbil-

der, die es insbesondere Frauen erschweren, 

sich in die neue Kultur zu integrieren. 

Konservativ muslimisch lebende Familien 

mögen es in der Regel nicht, wenn eine Frau 

sich in der Öffentlichkeit bewegt und an ei-

nem Bildungskurs teilnimmt, da sie während 

dieser Zeit nicht als Hausfrau und Mutter 

Bildungsbarrieren 
für MigrantInnen
Bildung hat für das Gelingen der Integration in die Gesellschaft 
eine wichtige Funktion. Von Mustafa Ghulam

tätig sein kann. Erschwerend hinzu kommt 

eine oftmals relativ hohe Anzahl von Kindern 

pro Familie, die es den Müttern dann fast 

unmöglich macht, einen Integrationskurs 

zu absolvieren. Doch auch Männer sind be-

troffen. Entsprechende Studien zeigen, dass 

über 40-jährige Analphabeten aus solchen 

Familien nur sehr schwer zur Teilnahme 

an einem Integrationskurs zu bewegen sind.

Bildungshintergrund der Familie
Eine in Deutschland von mir selbst durch-

geführte, sich von 2015 bis 2018 erstre-

ckende Befragung von circa 100 jungen, 

migrantischen Erwachsenen (unter 30 

Jahre)5 hat ergeben, dass die Migrantinnen 

und Migranten mit hohem familiärem 

Bildungshintergrund motiviert sind, sich 

angemessen in der neuen Gesellschaft zu 

integrieren. Sie investieren ihre Zeit, um 

Deutsch zu lernen, sodass sie später eine 

Ausbildung oder ein Studium absolvieren 

können. Sie haben somit Aussichten, in der 

Zukunft einen guten Beruf zu bekommen. 

Die Befragung zeigte jedoch zudem, dass 

Personen, die aus Familien mit tieferem 

Bildungshintergrund stammen, verhält-

nismässig häufig Funktionsanalphabeten 

sind. Diese haben oft hedonistische und 

materielle Prioritäten. Nicht selten haben sie 

unrealistische Träume wie die Finanzierung 

eines Luxuswagens, ohne für diese jedoch 

arbeiten und sparen zu wollen. Meinen 

Erhebungen zufolge erwarten Familien mit 

tieferem Bildungshintergrund insbesondere 

von ihren Söhnen, dass diese möglichst früh 

Geld verdienen. Familien mit höherem Bil-

dungshintergrund hingegen motivieren ihre 

Söhne (und Töchter) für eine Ausbildung 

oder ein Studium. Folglich erhalten die 

jungen Menschen aus gebildeten Familien 

stärkeren moralischen Rückhalt bei ihrer 

mittel- und langfristigen Lebensplanung als 

ihre Kolleginnen und Kollegen.

Wenn Bildungsmassnahmen wie Inte-

grations- und Sprachkurse Erfolg haben 

sollen, gilt es bei deren Konzeption und 

Durchführung die individuellen wie familiä-

ren Bildungsvoraussetzungen ebenso zu be-

rücksichtigen wie die kulturellen Barrieren. 

Dr. Mustafa Ghulam ist Erziehungswissenschaftler. 

Er lebt in Berlin, sein Herkunftsland ist Pakistan. Seine 

Schwerpunkte in der Forschung und Beratung sind 

Hochschulentwicklung, Weiter- und Erwachsenenbildung. 

1 Neue Zürcher Zeitung (Hrsg.) (2011): 16 
Prozent können nicht lesen oder schreiben. 
URL: https://www.nzz.ch/jeder_sech-
zehnte_kann_nicht_lesen_oder_schrei-
ben-1.9024063 [07.05.2018]

 
2 Verein Lesen und Schreiben (2011): 
Illettrismus. Wenn Schreiben und Lesen 
Mühe Machen. In: Santi Guerrero Calle. 

Alphabetisierung von Asylsuchenden und 
Flüchtlingen im Kanton Bern. Masterarbeit. 
Universität Fribourg 2016. 

 
3 Statistisches Bundesamt: Mikrozensus 
– Bevölkerung mit Migrationshintergrund 
(2016, 2012). Bundeszentrale für politische 
Bildung (Hrsg.): Zahlen und Fakten-Die 
soziale Situation in Deutschland: Bevöl-

kerung mit Migrationshintergrund I, II, III. 
URL: http://www.bpb.de/nachschlagen/
zahlen-und-fakten/soziale-situation-in-
deutschland/61646/migrationshintergrund-i 
[Stand: 07.05.2018]

 
4 Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (2018): In: DW- Made for minds: 
Asylbehörde BAMF besorgt über Zahl 

der Analphabeten unter den Flüchtlingen. 
URL: www.dw.com/de/asylbehörde-bamf-
besorgt-über-zahl-der-analphabeten-unter-
den-flüchtlingen/a-42053563 [07.05.2018]

 
5 Vom Autor durchgeführte Studie von 2015 
bis 2018: Beobachtungen und Gespräche 
mit Geflüchteten.

Bei Bildungsangeboten für 
MigrantInnen sollten die 
individuellen wie familiären 
Voraussetzungen ebenso 
berücksichtigt werden wie 
kulturelle Barrieren.
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Der Bundesrat hat am 30. April 2018 

mitgeteilt: «Bund und Kantone einigen 

sich auf gemeinsame Integrationsagenda».1 

Der Bund habe sich bezüglich der Integra-

tion von Vorläufig Aufgenommenen und 

anerkannten Flüchtlingen (VA/Fl) mit den 

Kantonen auf deutlich erhöhte Investitionen, 

auf konkrete Wirkungsziele sowie auf einen 

für alle verbindlichen Integrationsprozess 

geeinigt. Einfache Grafiken illustrieren, 

wie «bildungsfähige Jugendliche» von einer 

Vorbereitung zu einer Ausbildung gelangen, 

«arbeitsfähige Flüchtlinge» in den Arbeits-

markt eintreten und «Übrige» noch sozial 

integriert werden. Ein Bericht mit Anhängen, 

die Details und quantitative Berechnungen 

enthalten, wurde ebenfalls veröffentlicht.

Was ist von diesem Vorstoss zu halten, 

wenn als leitender Grundsatz ein diskrimi-

nierungsfreier Zugang zu einer gleichwerti-

gen Bildung für alle Menschen gelten soll? 

Was ist das Positive?
Der Bund, die Konferenz der Kantonsre-

gierungen (KDK), die SozialdirektorInnen-

konferenz (SODK) und die Erziehungsdi-

rektorInnenkonferenz (EDK) haben sich 

zusammengerauft und geben nun ein 

klares Statement ab, dass die Integration und 

Bildung von Vorläufi g Aufgenommen und 

anerkannten Flüchtlingen (VA/Fl) verstärkt 

gefördert werden sollen. Der Bundesrat hat 

den Beschluss gefasst, die Integrationspau-

schale von bisher 6’000 auf 18‘000 Franken 

pro Person mit Status VA/Fl zu verdreifa-

chen. Diese Erhöhung soll voraussichtlich 

ab 2019 in Kraft treten. 

Die Pauschalen und die damit zu fi nanzie-

renden Massnahmen sollen neu auch schon 

für Asylsuchende (Status N) mit Bleibepers-

pektive gelten, was bisher nicht der Fall ist. Die 

Massnahmen sollen damit rascher als bisher 

einsetzen. Zudem sollen auch die Beiträge für 

Mineurs non Accompagnés (MNA) erhöht 

werden. Mit mehr Bundesgeld – und in der 

Erwartung, dass die Kantone mitziehen – 

sollen Massnahmen wie Erstinformation, 

Beratung, Potenzialabklärung und Coaching 

insbesondere für «bildungsfähige» 16-25-Jäh-

rige verstärkt werden.

Der Bund bestätigt zudem, dass das 

Staatssekretariat für Bildung, Forschung 

und Innovation (SBFI) auch einen Ausbau 

der Berufsvorbereitungsjahre (BVJ) für diese 

Zielgruppe in den Kantonen mitfi nanzieren 

werde. Das soll über die regulären Kredite 

geschehen, das heisst über die Bundesbei-

träge an die Berufsbildung, die 25 Prozent 

der Kosten decken. Die BVJ sollen im 

Einzelfall neu auch um ein zweites Jahr 

verlängert werden können, was für viele 

spät Zugewanderte notwendig ist. Zurzeit 

sind die Berufsvorbereitungsjahre auf nur 

ein Jahr beschränkt. 

Aktuell

Nicht mehr als ein erster Schritt in 
die richtige Richtung
Die neu beschlossene «Integrationsagenda» des Bundes ist noch keine Gewähr einer gleichwertigen 
Bildung für junge Gefl üchtete. Hierzu besteht weiterhin ein grosser Bedarf an Investitionen und 
Massnahmen. Ein Kommentar zur Bildungssituation von 16-25-jährigen jungen Flüchtlingen.
Von Markus Truniger

Noch gibt es grossen Klärungsbedarf 
hinsichtlich Finanzierung und Form der 
in der «Integrationsagenda» des Bundes 
vorgesehenen Bildungsmassnahmen.
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Wird das reichen, um die 
heutige höchst unbefriedigende 
Situation junger Flüchtlinge zu 
verbessern?
Heute ist die nachobligatorische Bildung 

der jungen Flüchtlinge ein Flickenteppich 

mit vielen Löchern. Diese jungen Menschen 

durchlaufen meist einen Parcours, der aus 

befristeten und oft nur teilzeitlichen Bil-

dungsprogrammen besteht, unterbrochen 

immer wieder durch Wartezeiten und Zeiten 

des Nichtstuns. In vielen Fällen wird so die 

Zeit, die diese für das Lernen einsetzen 

könnten, schlecht genutzt. Gerade Wege vom 

Deutschlernen in die Berufsvorbereitung 

und in eine Vorlehre oder Berufslehre sind 

zurzeit die Ausnahme und nicht die Regel. 

Die neue Integrationsagenda macht keine 

klaren Aussagen, wie dies systematisch und 

für die grosse Zahl der Zielgruppe geändert 

werden soll. Viel und wolkig ist zwar von Bera-

tung und individuellen Bildungslösungen die 

Rede. Es ist jedoch kein klarer Plan formuliert, 

diesen jungen Leuten in der Regel – von der 

es selbstverständlich auch Ausnahmen geben 

wird – ein Jahr vollzeitliches Sprachlernen 

und Allgemeinbildung, ein bis zwei Jahre 

vollzeitliche Berufsvorbereitungsjahre und 

dann den Eintritt in eine Vorlehre und in eine 

Berufslehre – oder für die Lernleistungsstar-

ken auch in eine Mittelschule – zu ermög-

lichen. Es fehlen Aussagen über wirksame 

Bildungsprogramme mit ihren Inhalten und 

mit ihren zeitlichen Umfängen.

Gleichwertige Bildung für junge Leute im 

Alter von 16-25 Jahren müsste vollzeitliche 

Bildungsgänge bedeuten. Es ist zu vermuten, 

dass man diese Fragen darum nicht deutlich 

anspricht, weil vollzeitliche Bildungspro-

gramme, die spät Zugewanderte während 

drei Jahren besonders unterstützen, viel 

kosten. Die Kosten pro Person für drei 

Jahre belaufen sich auf schätzungsweise 

total 60‘000 Franken, was von der neuen 

Pauschale bei weitem nicht abgedeckt 

werden kann. Die Kantone ziehen darum 

gerne kostengünstigere, teilzeitliche – damit 

aber auch weniger wirksame – Programme 

vor. Die entscheidende Frage, welche Pro-

gramme mit welchem Umfang anzubieten 

seien, wird den Kantonen weiter überlassen, 

obwohl ein fachlicher Konsens besteht, dass 

in vielen Fällen vollzeitliche Programme 

während drei Jahren nötig sind, um das 

erklärte Ziele einer Integration in die Be-

rufsbildung zu erreichen. Zudem entspricht 

es weder einer fachlichen Einschätzung 

noch den hochgesteckten Zielen, dass der 

Bund unter den jungen Flüchtlingen von 

einem Anteil «ohne Ausbildungspotenzial» 

ausgeht. Bekanntlich gibt es auch für junge 

Menschen mit grösseren Handicaps beruf-

liche Ausbildungswege. 

Sind die Schnittstellen gut 
geklärt? 
Bund und Kantone erklären, dass die Integ-

rationsagenda eine klare Zuteilung von Zu-

ständigkeiten vornimmt: In der nachobliga-

torischen Bildung sollen für «Massnahmen 

zur Erreichung der Ausbildungsfähigkeit» 

(Deutschlernen bis Niveau A2 und Ergän-

zen der Allgemeinbildung) zukünftig die 

Instanzen der Integrationsförderung (Staats-

sekretariat für Migration SEM und kantonale 

Fachstellen für Integration) zuständig sein, 

für die Berufsvorbereitung, Vorlehren und 

Berufslehren gemäss Berufsbildungsge-

setz die Instanzen der Berufsbildung. 

Grundsätzlich ist dazu anzumerken, dass 

Bildungsprogramme auch für die Gruppe 

der jungen Flüchtlinge besser im regulären 

Berufs- (und Mittelschul-)Bildungssystem 

anzugliedern wären, als dass für eine erste 

Phase (für «Massnahmen zur Erreichung 

der Ausbildungsfähigkeit») im Integrations-

sektor eigene parallele Bildungsstrukturen 

aufgebaut werden. Zum Vergleich: In der 

Volksschule ist auch die Erstintegration 

von neu Zugewanderten integrierter Teil 

des allgemeinen Schulwesens; es braucht 

dafür zwar eine unterstützende Struktur 

(Unterricht in Deutsch als Zweitsprache DaZ 

und Aufnahmeklassen), aber kein Parallel-

system im Integrationswesen. Dasselbe wäre 

auch auf der Sekundarstufe II sinnvoll. Die 

Schnittstelle zwischen Integrationsstellen 

und Bildungswesen ist demnach mit der 

Integrationsagenda nur suboptimal geklärt.

Nächste Aufgaben: Umsetzung 
ist genau zu verfolgen
Die Umsetzung der Integrationsagenda ist 

den Kantonen überlassen. Es wird nun zu 

beobachten sein, was dort – auch mit dem 

zusätzlichen Geld – geschieht. Im schlechten 

Fall wird mit dem Bundesgeld das bisherige 

Flickwerk mit etwas mehr Geld finanziert, 

und die Kantone werden so finanziell etwas 

entlastet. Das Ziel muss jedoch ein anderes 

sein: Die Massnahmen für junge Flüchtlinge 

sollten verstärkt, besser verbunden und 

erfolgreicher werden. Die Programme sind 

deshalb in den Kantonen auszubauen und 

mit einer ausreichenden Anzahl von Plätzen 

anzubieten, sodass alle jungen Flüchtlinge 

damit versorgt werden. Wieweit das in jedem 

Kanton nun geschehen wird, ist zu verfol-

gen. Ein Monitoring ist vorgesehen. Dafür 

braucht es regelmässig Daten pro Kanton 

über die Zahl junger Menschen mit Status 

VA/Fl, die in Massnahmen der «Erstinte-

gration» (Sprache und Allgemeinbildung) 

sowie in Berufsvorbereitungsjahren, in (In-

tegrations-)Vorlehren und in Berufslehren 

sind. Die Anteile aller jungen VA/Fl, die 

damit versorgt werden, sollen ausgewiesen 

werden. Im Moment sind die Anteile der 

spät zugewanderten jungen VA/Fl, die ein 

BVJ und eine Berufslehre absolvieren, noch 

sehr klein. Es ist zudem zu beobachten, 

inwieweit die Programme vollzeitlich sind 

und inwieweit Anschlüsse ohne Wartezeiten 

gewährleistet werden. 

Fazit 
Die Integrationsagenda ist für die Bildung 

von jungen Flüchtlingen zwar ein Fortschritt, 

aber sie ist nicht ausreichend klar. Das Prin-

zip der gleichwertigen Bildung – das bedeutet 

in der Regel einen Besuch von vollzeitlichen 

Bildungsgängen bis zu einem Abschluss 

auf Sekundarstufe II – ist für 16-25-jährige 

Flüchtlinge damit noch nicht gesichert.

Es ist nötig, dass Massnahmen der Inte-

gration und der Bildung für alle 16-25-jäh-

rigen spät Zugewanderten geklärt werden 

– auch für diejenigen, die ausserhalb des 

Asylwesens einwandern. Das hat der Bund 

eigentlich auch so beabsichtigt; doch hat der 

Bundesrat die Behandlung dieser zweiten 

Zielgruppe, die zahlenmässig noch einiges 

grösser ist, vorerst auf später verschoben. 

Mehr Tempo in der Klärung der offenen 

Fragen und bei der Investition in die Bildung 

von spät zugewanderten jungen Menschen 

ist angezeigt, um mehr Bildungsgerechtig-

keit zu erreichen, aber auch um beizutragen, 

den Fachkräftemangel zu verringern und 

Sozialkosten zu reduzieren. 

1 www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/integration/

integrationsagenda.html

Markus Truniger; Fachexperte für Schule und Migration; 

Ausbildung und Berufserfahrung als Lehrer; war 30 

Jahre Mitarbeiter der Bildungsdirektion des Kantons 

Zürich, zuständig für Migration und multikulturelle 

Volksschulen.

Aktuell

«Gleichwertige 
Bildung für junge 
Leute im Alter 
von 16-25 Jahren 
müsste vollzeitliche 
Bildungsgänge 
bedeuten. Es ist zu 
vermuten, dass man 
diese Fragen [aus 
Kostengründen] 
nicht deutlich 
anspricht.»
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Ist eine Welt, deren Energieversorgung zu 

100 Prozent aus erneuerbaren Quellen 

wie Windkraft, Sonneneinstrahlung, Was-

serkraft, Erdwärme oder Biomasse kommt 

und für alle erreichbar, sauber und bezahlbar 

ist, überhaupt möglich? Der Film «Erneu-

erbare Energie für alle», eine Kurzfassung 

des Kinofilms «Die 4. Revolution», geht 

dieser Frage nach und macht sich für eine 

weltweite, radikale Umstrukturierung der 

Energieversorgung stark. 

Länderbeispiele
Ein Vorreiter in Sachen erneuerbare Ener-

gien ist Dänemark. Nicht zufällig befindet 

sich im Nordosten des Landes die grösste 

energieautonome Region auf der Welt. 

Das Nordic Folke Center für erneuerbare 

Energien hat diesen Umstieg in den 70er 

Jahren initiiert und bietet sein Know-how 

nun weltweit anderen Regionen und Län-

dern an. So etwa in Mali, wo Solarpaneele 

auf Dächern von Schulen, Kranken- und 

Privathäusern erstmals einen Zugang zu 

Strom ermöglichen und so eine Chance auf 

wirtschaftliche und soziale Entwicklung der 

Region darstellen. Aber nicht nur im Kleinen 

können erneuerbare Energien erfolgreich 

sein. Der Film zeigt auch grosse Solaranlagen 

in Spanien, mit deren Hilfe ganze Städte wie 

etwa das US-amerikanische Los Angeles mit 

Energie versorgt werden könnten. 

Ein weiteres Beispiel ist China, dessen 

Energiebedarf aufgrund der wirtschaftlichen 

Entwicklung gross ist. Wegen der negativen 

Umweltauswirkungen von fossilen Ener-

gieträgern, insbesondere der billigen Kohle, 

setzt das Land mittlerweile im grossen Stil 

auf erneuerbare Energien und ist zum welt-

weit grössten Investor in diesem Bereich 

aufgestiegen. 

Unterrichtsanregungen
BNE-Kompetenzen: Zur Bildung für Nach-

haltige Entwicklung gehören spezifische 

personale, soziale, fachliche und methodi-

sche Kompetenzen. In den folgenden Im-

pulsen werden besonders das gemeinsame 

Bearbeiten von nachhaltigkeitsrelevanten 

Fragestellungen, vernetzendes Denken und 

das Aufbauen von interdisziplinärem und 

mehrperspektivischem Wissen gefördert. 

Hinweis: Die beiden folgenden Impulse 

schlagen verschiedene Methoden und unter-

schiedliche thematische Schwerpunkte für 

die Bearbeitung des Films vor. Jeder Impuls 

ist in sich geschlossen und kann einzeln 

bearbeitet werden. 

Impuls 1: Nachhaltige Energie 
für alle
Lernziele: 

Die SchülerInnen lernen die Sustainable 

Development Goals (SDG) und vor allem das 

Ziel 7 zu nachhaltiger Energie für alle ken-

nen. Sie reflektieren die Notwendigkeit von 

(erneuerbarer) Energie für eine nachhaltige 

Entwicklung und können die Erkenntnisse 

auf den Film anwenden. Dauer: 2 Lektionen 

Ablauf:

Die Lehrperson gibt einen kurzen allgemei-

nen Input zu den SDGs und erklärt, was 

unter nachhaltiger Entwicklung verstanden 

wird. Anschliessend erhält jede Kleingruppe 

ein ausgeschnittenes Set der mehrsprachi-

gen Piktogramme und der Texte zu den 

einzelnen Zielen der SDGs (Kopiervorlage). 

Jedes Kärtchen beschreibt eines der 17 Ziele. 

Die Zielformulierungen wurden dabei ver-

einfacht. Die SchülerInnen betrachten die 

Piktogramme und sammeln Ideen, was sie 

darstellen könnten. Anschliessend lesen sie 

die 17 Ziele und ordnen sie den Piktogram-

men zu. Die Ergebnisse werden verglichen 

und Fragen zu den Zielen geklärt. 

In einem nächsten Schritt überlegen die 

SchülerInnen folgende Fragen:

Für welche Ziele ist der Zugang zu Energie 

(z.B. Licht/Strom/Treibstoff/Brennstoffe 

für Heizung etc.) wichtig, damit sie erreicht 

werden können?

Für welche Ziele ist es wichtig, dass auf 

erneuerbare Energien (Wind, Sonne, Was-

ser, Erdwärme etc.) umgestiegen wird?

Energiewende konkret
Der Film «Erneuerbare Energie für alle» fragt nach den Potentialen alternativer Energiequellen. 
Von Birgit Henökl-Mbwisi und Magdalena Emprechtinger

Möglichkeiten der 
Energieversorgung aus 
alternativen Quellen 
gibt es viele. Doch 
reichen diese für 
einen konsequenten 
Ausstieg aus fossilen 
Energieträgern?
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Die Zusammenhänge werden mit Hilfe der 

Piktogramme in einem Schaubild erklärt, das 

auf dem Tisch aufgelegt wird. Anschliessend 

gehen die SchülerInnen gemeinsam von 

Tisch zu Tisch, und jede Kleingruppe erklärt, 

welche Zusammenhänge sie gefunden hat. 

Folgende Fragen sollen bei der Erstellung 

des Schaubildes helfen: 

Wozu und in welchen Bereichen (Schule, 

Gesundheit, Wirtschaft etc.) brauchen wir 

Energie? 

Was passiert, wenn Länder keinen Zugang 

zu Energie haben?

Welche positiven oder negativen Auswir-

kungen hat es, wenn der Ausbau von Energie 

mit fossilen Energieträgern (Kohle, Erdöl, 

Erdgas) erfolgt?

Welche positiven oder negativen Auswir-

kungen hat es, wenn der Ausbau von Energie 

mit erneuerbaren Energien erfolgt?

Filmsichtung und Besprechung – Plenum

Vor der Sichtung erhalten die SchülerInnen 

den Auftrag im Film besonders darauf zu 

achten, wo die SDGs und vor allem das Ziel 

Zugang zu nachhaltiger Energie thematisiert 

wird. Der Film wird gemeinsam angesehen 

und anhand folgender Fragen zusammen-

gefasst: 

Was ist die Aussage des Films? Welche 

Botschaft wird vermittelt?

Welche Vorteile von erneuerbaren Energi-

en werden im Film angesprochen? Welche 

kennt ihr sonst noch?

Inwiefern werden Herausforderungen 

oder Probleme im Zusammenhang mit 

erneuerbarer Energie angesprochen? Von 

welchen habt ihr anderswo schon gehört?

Wer kommt im Film zu Wort? Welche 

Meinung vertreten die Personen? Welche 

anderen Personen hätten noch befragt wer-

den können?  

Impuls 2: Umstieg auf 
erneuerbare Energien
Ziel: Die SchülerInnen lernen Daten und 

Fakten rund um erneuerbare Energien 

weltweit kennen. Sie beschäftigen sich mit 

Herausforderungen im Zusammenhang mit 

dem Umstieg auf erneuerbare Energien in 

Europa und identifizieren finanzielle, poli-

tische, gesellschaftliche und technologische 

Aspekte. Dauer: 2 Unterrichtsstunden

Ablauf: 

Quiz – Plenum

Als Einstieg wird ein Quiz durchgeführt. 

Die vier Ecken der Klasse werden mit den 

Buchstaben A, B, C, D gekennzeichnet. Die 

Lehrperson liest eine Quizfrage vor und die 

SchülerInnen haben kurz Zeit zu überlegen, 

welche Antwort die richtige ist. Sie begeben 

sich in Folge in die zutreffende Ecke. Alle be-

gründen ihre Entscheidung. Anschliessend 

gibt die Lehrperson die richtige Antwort 

bekannt.

1. Welcher der folgenden Bereiche ist global 

für die meisten klimaschädlichen Treibhaus-

gase verantwortlich?

A: Landwirtschaft 

B: Energieerzeugung

C: Verkehr

D: Industrie

Antwort: Der Bereich Energieerzeugung 

(Strom- und Wärmerzeugung und ein klei-

ner Teil im Zusammenhang mit Extraktion 

und Verarbeitung von Erdöl) ist für 35 Pro-

zent der Treibhausgase verantwortlich. Der 

zweitgrösste Bereich ist mit 25 Prozent die 

Landwirtschaft (z.B. Methan bei Fleisch- und 

Reisproduktion). 

2. Wie hoch ist der Anteil erneuerbarer 

Energien an der globalen Stromproduktion?

A: mehr als drei Viertel

B: circa die Hälfte

C: circa ein Viertel

D: weniger als 10 Prozent

Antwort: Es sind 23,7 Prozent, also circa ein 

Viertel des weltweit erzeugten Stroms, die 

aus erneuerbaren Quellen kommen. Der 

grösste Teil (16,6 Prozent der weltweiten 

Produktion) kommt dabei aus Wasserkraft, 

gefolgt von Wind (3,7 Prozent), Biomasse (2 

Prozent), Sonne (1,2 Prozent) sowie Erdwär-

me und Meere (0,4 Prozent). 

3. Welches Land investiert jährlich am meis-

ten in erneuerbare Energien?

A: China 

B: USA

C: Deutschland

D: Mauretanien

Antwort: China hatte 2015 einen Anteil von 

36 Prozent an den globalen Investitionen. Im 

Jahr 2015 haben die globalen Investitionen in 

erneuerbare Energien (vor allem Wind und 

Sonne) mit 286 Milliarden US-Dollar einen 

neuen Rekord erreicht. In diesem Jahr waren 

auch erstmals die Investitionen in sogenann-

ten Entwicklungs- und Schwellenländern 

höher als in sogenannten entwickelten 

Ländern. 

Das Quiz wird anhand folgender Fragen 

gemeinsam ausgewertet: 

Welche Antworten waren uns bekannt?

Welche Antworten waren überraschend? 

Warum?

Filmsichtung und Besprechung – Plenum

Der Film wird gemeinsam angesehen. Die 

SchülerInnen erhalten vorab den Auftrag, 

während der Sichtung mitzuschreiben, 

welche Gründe im Film für einen Umstieg 

auf erneuerbare Energien und welche 

Herausforderungen/Probleme genannt 

werden. Diese werden jeweils auf Kärtchen 

festgehalten. Nach der Sichtung werden die 

Gründe und Herausforderungen/Probleme 

an die Tafel gepinnt und kurz besprochen. 

Anschliessend werden folgende Fragen 

diskutiert: 

Welche Personen kommen im Film zu 

Wort? Welche Positionen vertreten sie in 

Bezug auf erneuerbare Energien? 

Wie wirkt sich die Auswahl der interview-

ten Personen auf die genannten Gründe bzw. 

Herausforderungen/Probleme aus?

Welche anderen Gründe für einen Um-

stieg kennt ihr?

Von welchen anderen Herausforderun-

gen/Problemen habt ihr schon gehört?

Erneuerbare Energie für alle.  

Dokumentarfilm von Carl-A. Fechner, D 2010/2016, 

30 Minuten (Kurzfassung). Alter/Zielgruppe: ab 14; 

3. Zyklus, Sek II, Gymnasium und Berufsbildung

Sprache: OF, deutsche UT. Der Film ist auf der DVD 

«umschalten» mit sechs weiteren Filmen und auf 

dem VOD-Portal zur Miete (Streaming) verfügbar. 

Bestellungen DVD (Fr. 60.-): éducation21, 

Tel. 031 321 00 22, verkauf@education21.ch

Die vollständigen Unterrichtsimpulse, 

Hintergrundinformationen, Kopiervorlagen finden 

Sie auf der Webseite www.filmeeinewelt.ch



26    vpod bildungspolitik 207

Bücher

N icht erst seit der Brexit-Abstimmung 

vom 23. Juni 2016 werden Stimmen 

laut, die mehr oder weniger besorgt oder 

gar scheinheilig fragen, ob die Europäische 

Union in ihrer jetzigen Gestalt eine Zukunft 

habe. Joschka Fischer – um nur eine der 

prominenteren Stimmen aus den Reihen 

der EU-Befürworter zu nennen – läutete 

bereits 2014 mit seinem Büchlein «Schei-

tert Europa?»* heftig die Alarmglocken. 

Fischer monierte, dass die EU auf halbem 

Weg stehen geblieben sei und plädier-

te für die Schaffung eines europäischen 

Bundesstaates mit einer gemeinsamen 

Regierung, einem gemeinsamen Parlament, 

einer gemeinsamen Fiskalpolitik, einem 

gemeinsamen Schuldenmechanismus, einer 

Energieunion, einer gemeinsamen Sicher-

heits- und Aussenpolitik und einer «die 

Bürger einbindenden echten europäischen 

Demokratie» – «nicht mehr und nicht we-

niger» also als die Vereinigten Staaten von 

Europa. Ein solcher Schritt dränge sich auf, 

um glaubwürdig auf die Finanzkrise von 

2008 und ihre Folgen sowie auf die Annexion 

der Krim und die Ukraine-Krise reagieren zu 

können. In der Finanzkrise sei die «Logik 

des Ausgleichs von Interessen und deren 

Integration in den europäischen Strukturen 

(…) durch die Herrschaft der Gläubiger über 

die Schuldner» abgelöst worden. Seither 

hätten «die Gläubigerstaaten das Sagen, das 

heisst die Mitgliedstaaten mit anhaltenden 

Exportüberschüssen und ihrem sich daraus 

ergebenden hohen Bedarf an Kapitalexport». 

Dadurch werde aber «faktisch die gesamte 

europäische Konstruktion infrage gestellt».

Kritik der EU-Kritik
War Joschka Fischers Schrift in erster Linie 

ein Plädoyer dafür, die EU und ihre Insti-

tutionen in Richtung Bundesstaat zu refor-

mieren, macht das deutlich umfangreichere 

Buch von Georg Kreis eine Auslegeordnung 

der unterschiedlichen Kritiken, die an der 

EU im Laufe der Zeit vorgebracht wurden. 

«Gerechtigkeit für Europa» ist zudem mit 

dem Ziel verfasst worden, wie der Untertitel 

klarmacht, zugleich eine Kritik der in vielem 

als ungerecht empfundenen EU-Kritik zu 

liefern.

Kreis bemängelt, dass die Geschichte 

der europäischen Integration, die noch 

im Zweiten Weltkrieg und dann erst recht 

nach Kriegsende ihren Anfang nahm, ent-

weder «völlig unbekannt» ist oder «gerade 

von heftigen Kritikern der gegenwärtigen 

Verhältnisse als irrelevant angesehen» wird. 

Dabei denkt Kreis nicht in erster Linie an 

Schweizer EU-Kritiker, obwohl das auch auf 

viele von ihnen zutreffen dürfte.

Mit seinem Blick in die Vergangenheit 

verfolgt Kreis zwei Ziele: «Erstens soll er 

falsche Vorstellungen, die vor allem in 

der Argumentation von Kritikern der EU 

aufscheinen, berichtigen. Und zweitens soll 

aufgezeigt werden, wann und unter wessen 

Verantwortung die heute beklagten Mängel 

in den europäischen Integrationsprozess 

Eingang gefunden haben.»

Kreis will allerdings nicht einfach die Ge-

schichte des europäischen Integrationspro-

zesses rekapitulieren. «Unser Augenmerk», 

so Kreis, «soll sich vielmehr auf spezielle 

Begebenheiten richten: zunächst auf den 

derzeit herrschenden Missmut, der sich 

– einmal etabliert – nicht mehr so schnell 

aufzulösen scheint; dann in einem zweiten 

und dritten Kapitel auf das verschiedentlich 

beklagte Bürgerdefizit sowie auf die bisher 

ausgebliebene Vollendung der Politischen 

Union. In einem vierten und letzten Kapitel 

soll die aktuelle Krise besprochen und die 

Möglichkeit eines Neuanfangs skizziert 

werden.»

Mit seinem Buch will Kreis auch doku-

mentieren, «wie intensiv die nun erneut 

interessierenden Fragen schon diskutiert 

worden sind». Dazu gehört, dass Kreis auch 

immer wieder die einschlägigen geschichts- 

und sozialwissenschaftlichen Arbeiten her-

anzieht. Auf diese Weise ist reiches Material 

zusammengekommen, in dem man auf die 

Dauer allerdings etwas den Überblick ver-

lieren kann. Gerade wer mit den einzelnen 

Etappen des europäischen Integrationspro-

zesses weniger gut vertraut ist, wünschte 

sich als Orientierungshilfe mehr als die zwei 

trockenen Seiten Chronologie im Anhang.

Bisweilen ist auch nicht leicht einzu-

schätzen, welches Gewicht einem zitierten 

Text bzw. seinem Autor in der politischen 

Diskussion zukommt.

Diese zwei genannten Kritikpunkte sind 

es denn auch, welche zu einer kursorischen 

Lektüre des Buches verleiten können. Sie 

wird je nach Interessenlage unterschiedlich 

erfolgen.

Entwarnung
Mich hat insbesondere interessiert, was 

Kreis und seine Gewährsleute zum «De-

mokratiedefizit» zu sagen haben. Dieses ist 

laut Kreis erst relativ spät moniert worden. 

Dabei werden zum Teil Dinge an der EU 

bemängelt, wie sie ebenso an einzelnen 

Mitgliedstaaten kritisiert werden könnten, 

was aber wiederum weniger getan wird. 

Letztere Beobachtung gilt im Übrigen nicht 

nur punkto demokratische Beteiligung.

Umstritten ist, ob und wie eine europäi-

sche Öffentlichkeit geschaffen werden kann. 

Erschwerend kommt in der Demokratiedis-

kussion hinzu, dass insbesondere in der 

ausserhalb der Schweiz geführten Debatte 

«direkte Demokratie» mit «Durchführen 

von Volksbefragungen» kurzgeschlossen 

wird. Dabei geht unter, dass Parlamente in-

tegrierender Bestandteil einer rechtsstaatlich 

verfassten direkten Demokratie sind.

Recht knapp fällt mit sechs Seiten die von 

Kreis skizzierte «Möglichkeit eines Neuan-

fangs» aus. Anders als Joschka Fischer, der 

weder im Textteil Erwähnung findet noch in 

der umfangreichen Bibliografie auftaucht, 

schätzt Kreis die Krise der EU nicht als 

alarmierend ein. So schreibt er zwar: «Im 

Moment könnte man meinen, dass höchste 

Eile angezeigt ist (gewissermassen bevor 

Europa zerfällt).» Er fährt dann aber fort: 

«Sicher wäre es gut, die europäischen Bür-

gerinnen und Bürger würden Zielstrebigkeit 

spüren. Das Projekt sollte aber sorgfältig 

angegangen werden. Und man kann sich die 

nötige Zeit lassen.»

* Joschka Fischer: Scheitert Europa? Kiepenheuer & Witsch, 
Köln 2014.

Zwischen Alarmismus und 
Reformbedarf
In seinem neuen Buch rekonstruiert Georg Kreis das Projekt der 
Europäischen Union und verteidigt es gegen seine KritikerInnen. 
Von Martin Stohler

Georg Kreis: 

Gerechtigkeit für Europa – eine 
Kritik der EU-Kritik. 

Schwabe Verlag, Basel 2017. 
329 Seiten, Fr. 35.–
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E in schmaler Band zu einem grossen Be-

griff. Obwohl der Autor ein Wissenschaf-

ter ist, verzichtet er bewusst auf Referenzen 

und Literaturangaben. Ihm geht es «um den 

Zusammenhang von Würde und ihren biolo-

gischen Grundlagen». Und letztlich um die 

Erläuterung seines Statements: Würden wir 

lernen, uns unserer eigenen Würde bewusst 

zu sein, wären wir auch nicht mehr fähig, 

diejenige anderer Menschen zu verletzen. 

Zwei Dokumentarfilme haben Hüther 

erschüttert: «We feed the world» und «Let's 

make money». Nicht nur, weil er darin bestä-

tigt sah, was er bereits ansatzweise wusste, 

sondern weil die «für diese Zustände Ver-

antwortlichen» zur Bildungselite gehören. 

Das öffnete ihm die Augen für das, «was in 

unsern Bildungseinrichtungen geschieht».

Ein Ereignis in seiner Vortragstätigkeit 

trug schliesslich zum Entscheid bei, dieses 

Buch zu schreiben. Am Schluss einer Podi-

umsdiskussion in Berlin fragte er aus einer 

spontanen Eingebung heraus den neben 

ihm sitzenden CEO eines grossen Unterneh-

mens, welche Entscheidung er träfe, wenn 

er die Gelegenheit hätte, für seine Firma 

einen beträchtlichen Gewinn zu erzielen, 

dabei aber Gefahr liefe, seine Würde zu 

verletzen. Der Mann war «fast paralysiert». 

Es folgte ein beklemmendes Schweigen im 

Publikum, das sich anschliessend in einem 

Sturm des Applauses entlud. Das Dilemma 

des Managers sprach Bände.

Würde als innerer Kompass
Hüther konstatiert: Alles Engagement für 

den Umweltschutz hat wenig gebracht, es ist 

ein Kampf gegen Windmühlen. Ein anderer 

Ansatz ist gefragt. Er sucht ihn vorerst auf 

der individuellen Ebene des Erlebens. Was 

müsste einem Menschen widerfahren, der 

dabei ist, die Vielfalt des Lebens zu zerstören 

oder im Menschen angelegte Entwicklungs-

potentiale zu unterdrücken? Seine Antwort: 

«Er müsste Gelegenheit bekommen, sich 

zu fragen, ob das, was er tut und wie er 

lebt, dem entspricht, was er als Würde 

betrachtet.» Dabei gehe es in erster Linie 

ums Fühlen. Wenn das eigene Handeln in 

Widerspruch zum Selbstverständnis gerät, 

wird ein innerer Prozess angestossen: Die 

Würdelosigkeit des Handelns wird bewusst. 

«Wer die Vorstellung von einem würdevollen 

Leben in sein Bewusstsein gehoben hat, kann 

nicht mehr anders als würdevoll leben.»  

Ob diese einfache Logik zum komplexen 

Leben passt?

Hüther sieht Würde als eine Art inneren 

Kompass, ein für alle verbindliches Ord-

nungsprinzip, das bei der Lösung unserer 

lebensbedrohenden Krisen dienen sollte. 

Kritisch werden die ökologische Situation, 

der Konsumismus, der Ressourcenver-

schleiss betrachtet. In Kürze legt er die ge-

schichtlichen Wurzeln des Würdebegriffs 

dar und stellt dabei die Menschenrechte 

ins Zentrum. Seit dem zweiten Weltkrieg 

steht die Wahrung der Menschenwürde im 

Mittelpunkt aller demokratischen Gesetzge-

bungen. «Sie ist die entscheidende Voraus-

setzung für den Aufbau und den Fortbestand 

jeder demokratischen Gesellschaft.» 

Natürlich erläutert der Neurologe hirnor-

ganische Grundlagen, etwa die Plastizität 

des Gehirns, die uns die Anpassung an neue 

Situationen und Verhaltensänderungen 

ermöglicht oder das Streben nach Kohärenz 

– z.B. danach, dass Erfahrungen und Hal-

tungen zusammenpassen und die Steuerung 

des Verhaltens möglichst wenig Energie 

erfordert. Schon Säuglinge haben ein «Ge-

spür» dafür, was für sie «das Richtige» 

wäre: Die Verbindung zu andern Menschen 

und die Erfahrung der eigenen, autonomen 

Weiterentwicklung sind zentral. Diese 

Grundbedürfnisse und damit das Gefühl 

für die eigene Würde sind im emotionalen 

Bereich des Gehirns verankert. Die Umwelt 

jedoch behandle uns zu oft als Objekte. 

Aufgaben des Bildungssystems
Im Laufe unserer Lebenszeit werden wir 

geprägt durch Werte und Vorstellungen 

anderer, im digitalen Zeitalter mit evolu-

tionär gesehen rasender Geschwindigkeit. 

So ist etwa das Paradigma vom Wachstum 

zur kaum hinterfragten Selbstverständ-

lichkeit geworden. Die Beschränktheit 

unserer Vorstellungen nehmen wir nur in 

einschneidenden Situationen wahr, etwa 

beim Scheitern oder in der Begegnung 

mit Menschen mit andern Weltbildern. 

Hirnorganische Inkohärenzen schaffen die 

notwendige Voraussetzung, nach neuen Lö-

sungsansätzen zu suchen. Offenbar müssten 

wir erst am eigenen Leib und auf globaler 

Ebene erfahren, wie gefährlich unsere eigene 

Kurzsichtigkeit ist, bevor wir nach einer 

langfristig ausgerichteten gemeinsamen 

Orientierung suchten. 

... bevor es zu spät ist
«Kurzfristig kann es durchaus eine erfolgreiche Strategie sein, sich 
würdelos zu verhalten. Langfristig aber werden die Probleme so nicht 
gelöst.» Was wäre zu ändern? Ein hoffnungsvolles Plädoyer für eine 
andere Welt. Von Susi Oser

Gerald Hüther: 

Würde. Was uns stark macht – 
als Einzelne und als Gesellschaft. 
Knaus, München 2018.  
192 Seiten, Fr. 26.90 

Zusätzlich einbezogen: 

Reinhard Tausch, Anne-Marie 
Tausch: Erziehungs-Psychologie. 
Begegnung von Person zu 
Person. 11. korrigierte Auflage. 
Hogrefe, Göttingen 1998.  
450 Seiten, Fr. 36.90

Hüther meint, dass insbesondere unser Bil-

dungssystem die Aufgabe hat, «Heranwach-

senden dabei zu helfen, ihr Empfinden für 

das zu stärken, was ihre Würde ausmacht», 

statt sie mit Kompetenzrastern, Belehrun-

gen und Beurteilungen zu Objekten des 

Unterrichts zu machen. Wer wertschätzend 
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Aktuell

Würdig laut werden
Die permanente Verletzung menschlicher 

Würde ist systemimmanent – nicht nur 

im Bildungswesen. Auch Hüther stellt sich 

die Frage, in welcher Art ein allgemeiner 

Bewusstwerdungsprozess in Gang kommen 

könnte, damit sich das ändert. Optimistisch 

schätzt er den Zeitfaktor für Veränderungen 

anders ein als Tausch: Es könnte schneller 

gehen, als uns das gegenwärtig vorstellbar 

ist. Als Beispiel nennt er den raschen, nicht 

vorhergesehenen Zerfall des sogenannten 

Ostblocks – ohne dessen Folgen zu beschö-

nigen. Neuronale Verknüpfungen in den 

Gehirnen von Menschen «lösen sich eben 

nicht dadurch auf, dass ihre bisherigen Un-

Mütter und Schattenmütter 
Soeben erschien die von Margrit Stamm ver-

fasste Studie «Mütter und Schattenmütter: 

Nannies zwischen Kind und Familie».  

 Die Studie untersuchte das aktuell boo-

mende Modell der Nanny-Betreuung. Im 

Ergebnis zeigt sich, dass Nannies einen 

schwierigen Arbeitsstatus haben. Sie sind 

nicht Teil der Familie, aber trotzdem mehr 

als Angestellte. Zu den Kindern sollen sie 

eine emotionale Beziehung aufbauen, doch 

dürfen sie nie den Platz der Mutter streitig 

machen. Und wenn sie dies tun, müssen sie 

damit rechnen, entlassen zu werden. Nan-

nies heissen deshalb auch Schattenmütter. 

Zürcher Tagesschule 2025 wird 
ausgebaut
In der Abstimmung am 10. Juni fand die 

Ausweitung des Pilotprojekts Tagesschule 

2025 eine Mehrheit von 77,3 Prozent. In der 

Stadt Zürich sollen nun bis 2022 an weiteren 

24 Schulen Tagesstrukturen eingerichtet 

werden. 75 Millionen Franken sollen die 

Mehrkosten für die Betreuung, die Anpas-

sung der Infrastruktur, die Aufgabenstun-

den und sonstige zusätzliche Aufwendungen 

betragen. 

behandelt wird, erlebt Würde. Wer sich 

seiner Würde bewusst ist, kann auf vieles 

verzichten und ist kaum mehr verführbar. 

Er kann die Würde anderer nicht mehr ver-

letzen, ohne die seine zu verlieren. 

Widerhall von Reinhard Tauschs 
Forschungen und Thesen
Dieser Ansatz erinnert mich inhaltlich und 

teilweise bis zu einzelnen Formulierungen 

an den bedeutenden, höchst engagierten 

Psychologen Reinhard Tausch, der zusam-

men mit seiner Frau Annemarie das bereits 

in der 11. Auflage erschienene Standardwerk 

«Erziehungspsychologie» verfasste. Aus-

gangspunkt für Tauschs Forschungen waren 

das Entsetzen über den zweiten Weltkrieg 

und die Frage, mit welcher Erziehung 

und Bildung weitere Kriege zu vermeiden 

wären. Das Werk enthält auf 400 Seiten die 

Ergebnisse akribischer, über drei Jahrzehnte 

dauernder Forschung zur Ausrichtung und 

Auswirkung einer förderlichen Haltung 

von Lehrenden und Erziehenden. An den 

Begriff «Würde» kann ich mich nicht er-

innern. Der 2013 verstorbene Tausch ist in 

seiner Wortwahl differenzierter, meint aber 

dasselbe. Er unterscheidet vier Grundwerte 

menschlichen Zusammenlebens, die mit 

vielen Beispielen dokumentiert und durch 

konkrete Einschätzungsskalen definiert 

sind: Achtung / Wärme / Rücksichtsnahme, 

Echtheit / Aufrichtigkeit, Einfühlendes Ver-

stehen sowie fördernde, nicht dirigierende 

Einzeltätigkeiten stehen gleichwertig neben-

einander und sind als Ganzes zu verstehen.

«Mit Achtung-Wärme fortlaufend erzoge-

ne Personen werden sensitiver sein für die 

Gefühle anderer Menschen und für inhuma-

ne Haltungen in ihrer Umwelt. Unserer Auf-

fassung nach sind derart erzogene Menschen 

der beste Garant für die Verminderung von 

geringschätziger, rücksichtsloser Behand-

lung anderer.» Das ist vorsichtiger formuliert 

und zeigt auch die Zeitdimension an, die für 

eine derartige (R)evolution nötig wäre. «Wir 

sehen gelebte humane Haltungen und eine 

konstruktive Persönlichkeitsentwicklung 

von Lehrern und Erziehern mit ihrer Auswir-

kung auf Millionen von Heranwachsenden 

gleichsam als die Vorbedingung für konst-

ruktive Änderungen einer Gesellschaft an.» 

Hoffnungsvoll geschrieben vor 55 Jahren.

Eine Gesellschaft, die sich an Würde 

orientiert, müsste demnach kontinuierlich 

erschaffen werden. Hüther und Tausch sind 

sich darin einig, dass die RepräsentantInnen 

des Bildungssystems dabei eine zentrale 

Rolle spielen. Diese brauchten zumindest 

eigene entsprechende Erlebnisse in ihren 

Ausbildungsstätten, um die erfahrene Wert-

schätzung weitergeben zu können. All dies 

würde gesellschaftliche und bildungspoli-

tische Umwälzungen voraussetzen. Hier 

macht es sich Hüther zu einfach.

terdrücker weg sind. Sie können nur durch 

neue, das Bewusstsein ihrer eigenen Würde 

stärkende Erfahrungen überformt werden.» 

Doch der Bewusstwerdungsprozess sei als 

Potential im Menschen angelegt.

Viele seien sich ihrer Würde bewusst. «Das 

Problem ist nur, dass man sie in einer immer 

hektischer, bunter und lauter werdenden 

Welt auch zunehmend schlechter sieht und 

hört.» Sich zurückzuhalten gehöre zu ihren 

Wesensmerkmalen. Sie müssten lernen, 

laut zu werden und Stellung zu beziehen, 

bevor es zu spät ist. Klingt alles schön, aber 

in Anbetracht der Komplexität und Unbere-

chenbarkeit unserer Gesellschaft auch eher 

naiv-illusionär. 

 Die VPOD-Sektion Lehrberufe Zürich 

hatte die Ja-Parole beschlossen, warnt aber 

vor einem Sparprojekt Tagesschule, in dem 

der Ausbau der Betreuung auf Kosten der 

Mitarbeitenden erfolgt. Vonnöten sind 

insbesondere zusätzliche Investitionen in 

die Qualität und ein besserer Einbezug der 

Personals in die Tagesschulentwicklung 

(vgl. vpod bildungspolitik 206, S. 20f.)

Basel-Land entscheidet sich für 
2. Fremdsprache auf Primarstufe
(EDK) Nach den Abstimmungen in den 

Kantonen Nidwalden (März 2015), Zürich 

(Mai 2017) und Luzern (September 2017) 

lehnten nun auch die Stimmberechtigten des 

Kantons Basel-Landschaft eine Initiative zur 

Veränderung des Fremdsprachenunterrichts 

in der obligatorischen Schule ab. 

Die abgelehnte Initiative hätte verlangt, dass 

auf der Primarstufe nur noch eine Fremd-

sprache (Französisch) unterrichtet wird und 

Englisch erst auf der Sekundarstufe I ein-

setzt. Mit der Ablehnung der Initiative hält 

der Kanton Basel-Landschaft am Unterricht 

einer zweiten Landessprache und Englisch 

ab der Primarstufe fest. Er spricht sich damit 

für die im HarmoS-Konkordat von 2007 vor-

gesehene Regelung des Sprachenunterrichts 

aus, die heute in 23 Kantonen (ausser AG, AI, 

UR) umgesetzt wird.  

Kurznachrichten
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Nachdem neunzig Prozent 
der Lehrpersonen eine 
Abschaffung der vierkan-
tonalen Leistungstests in 
der Primar- und Sekundar-
schule gefordert haben, hat 
nun auch der Basler Grosse 
Rat eine Motion überwie-
sen, die dies verlangt.
Von Beatrice Messerli

I m Bildungsraum Nordwestschweiz (BS, BL. AG, SO) 

sind in der 3. und 6. Klasse der Primarschule sowie 8. 

und 9. Klasse der Sekundarschule standardisierte Leis-

tungstests obligatorisch. Viele Lehrpersonen, die bereits 

Erfahrungen mit den sogenannten «Checks» gemacht 

haben, betonen, dass diese pädagogisch wertlos seien, 

weil sie keine inhaltliche Aufarbeitung von Defiziten er-

möglichen und mindestens einem Drittel der SchülerIn-

nen vor Augen führen, dass sie nicht genügen. Zudem 

seien die Leistungstests zu sprachlastig und anspruchs-

voll, mit diesen würden die Kinder unter starken Erfolgs-

druck gesetzt und sie könnten ihr Potential letztlich nur 

teilweise zeigen. An der letztjährigen Gesamtkonferenz 

stimmten die Basler Lehrpersonen deshalb einer Reso-

lution zu, die die ersatzlose Streichung der Leistungs-

checks in der Primar- und Sekundarschule verlangt. 

 Das Erziehungsdepartement hat zwar signalisiert, 

dass es bereit ist, gewisse Änderungen wie die 

Streichung des Checks S3 (Sekundarstufe, 9. Klasse) 

vorzunehmen. Dies ist jedoch bei weitem nicht das, 

was die Lehrpersonen fordern. Rückmeldungen von 

KollegInnen an Primar- und Sekundarschule zeigen, 

dass die Kinder mit den Prüfungen überfordert sind.

Tradition sinnloser Testerei
Aber nicht nur die heutigen Checks an der Primar- 

und Sekundarschule werden kritisiert, bereits die in 

der ehemaligen Orientierungsschule durchgeführten 

Orientierungsarbeiten waren sehr umstritten, denn 

auch diese Ergebnisse brachten nicht wirklich neue Er-

kenntnisse. Dass Schulhäuser mit einem hohen Anteil 

an Schüler*innen mit einem Migrationshintergrund 

schlechtere Ergebnisse in Deutsch haben werden – das 

wusste man schon vorher. Schon damals hat eine grosse 

Mehrheit der Lehrpersonen eine Abschaffung dieser 

überflüssigen und kostspieligen Testerei gefordert.

 Weder die damaligen Orientierungsarbeiten noch die 

heutigen Checks sind in irgendeiner Form im Unterricht 

oder als Förderinstrument von Nutzen. Auch wenn in 

einem Brief des Erziehungsdepartementes ausdrücklich 

steht «Die Checks auf der Primarstufe sind primär als 

Förderinstrument einzusetzen», sind sie nach Aussagen 

der Lehrpersonen als Förderinstrument unbrauchbar. 

Zudem wird den Lehrpersonen vom ED angeboten via 

einer Aufgabensammlung mit ihren Schüler*innen 

für die verschiedenen Kompetenzbereiche der Checks 

zu trainieren. Auch wenn in dieser selbstverständlich 

keine konkreten Aufgaben aus den offiziellen Checks 

aufgelistet sind, ist dies nichts anderes als «Teaching 

to the Test»! Etwas was eigentlich niemand will, aber 

trotzdem dazu führen wird, dass Lehrpersonen auf diese 

Plattform gehen werden. So werden die Ergebnisse 

verfälscht!

 Und auch die Wirtschaft braucht die Checks nicht: 

Von den aus der Sekundarschule austretenden 

Schüler*innen haben in diesem Jahr nur gerade 6 

Prozent (Tageswoche 18.05.18) die Zusage für eine 

Lehrstelle. Die Checks sind somit kaum relevant für die 

zukünftigen Lehrbetriebe. 

Integrative Schule muss ohne Leistungschecks 
auskommen
An der Schule wollen wir diese Checks nicht. Wir glau-

ben, dass die Lehrpersonen durchaus in der Lage sind, 

die ihnen anvertrauten Kinder zu fördern, Förderpläne 

zu erstellen und ausserdem bereits genügend Förderin-

strumente zur Verfügung haben, ihren Unterricht und 

die Förderung der Kinder zu planen. Eine Schule, die 

integrativ sein will, muss auf solche Tests verzichten, 

denn standardisierte Leistungschecks bringen weder 

den Lehrpersonen noch den Schüler*innen einen 

Nutzen und haben im Gegenteil eine demotivieren-

de Wirkung auf leistungsschwächere Klassen und 

Schüler*innen. Gerade diese optimal zu fördern, muss 

das Anliegen einer integrativen Schule sein. Für Eltern 

und Kinder sind die Ergebnisse aus dem Unterrichtsjahr 

und das Lernberichtsgespräch entscheidend und nicht 

ein einmaliger Check, der keinerlei Auskunft über die 

schulische Entwicklung gibt und schon gar nicht über 

die Qualität des Unterrichts oder der Lehrperson. 

 Und was auch alle wissen; das Schwein wird nicht 

durch Wiegen fett und das Gras wächst nicht schneller, 

wenn man daran zieht! Die unnötigen und teuren ex-

ternen Leistungschecks in der obligatorischen Schulzeit 

gehören abgeschafft, nicht weniger als 90 Prozent 

der Lehrpersonen an der Gesamtkonferenz der KSBS 

(Kantonale Schulkonferenz Basel) haben dies gefordert. 

Nachdem eine entsprechende Motion im Grossen Rat 

überwiesen wurde, ist es nun am Parlament, den nötigen 

Entscheid zu fällen. 

Beatrice Messerli ist BastA-Grossrätin in Basel-Stadt. 
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Integrative Schule braucht 
keine Leistungschecks
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Streik als ultima ratio?
Im Kanton Basellandschaft beschliesst der Landrat 
den Abbau von Rentenleistungen. 
Von Kerstin Wenk 

E in eigentliches Trauerspiel war die Abstimmung 

zur Pensionskasse Baselland. Seit Monaten sitzen 

Kantonsangestellte in ihrer Freizeit auf der Tribüne des 

Landrates und lauschen den Debatten. Sie wollten mit 

dieser Aktion den Staatsangestellten unter dem Motto 

«leiser Protest» ein Gesicht geben. Im Oktober 2017 fand 

in der «Mittenza» Muttenz bereits ein lauter Protest statt. 

Auch dort brachten die Angestellten ihren Unmut zum 

Ausdruck über all die Abbaumassnahmen im Service 

Public auf dem Buckel der Kantonsangestellten. 

Hauptthema ist klar die Pensionskasse Baselland 

resp. deren Ausgestaltung. Am 31. Mai 2018 stimmte 

der Landrat darüber ab. Am gleichen Vormittag, vor der 

Landratssitzung, hatten sich zahlreiche Staatsangestellte 

aus den verschiedensten Berufsgruppen, teilweise 

erkenntlich an ihrer Arbeitsbekleidung, vor dem Regie-

rungsgebäude in Liestal nochmals für ihre Renten und 

gegen die geplanten Rentenkürzungen eingesetzt. Mit 

Flyern, «Weggli und Fünferli» forderten sie die Landrä-

tinnen und Landräte auf, bei der Änderung des Pensions-

kassendekrets für die Variante der Arbeitsgemeinschaft 

Basellandschaftlicher Personalverbände (ABP), also für 

rund 40 Millionen Franken Abfederungsmassnahmen 

zu stimmen. Mit dieser Variante hätten die kumulierten 

Rentenverluste bei 18 Prozent gedeckelt werden können, 

verbunden mit einer gewissen Glättung der negativen 

Folgen über die betroffenen Jahrgänge. Das Parlament 

entschied sich klar für die Variante des Regierungsrates. 

Damit wird der Umwandlungssatz für alle Versicherten 

von 5.8 auf 5.4 Prozent gesenkt. Zwar wird das heutige 

Leistungsziel von 60 Prozent des koordinierten Lohnes 

beibehalten, aber die Sparbeiträge werden um 1.4 Pro-

zentpunkte erhöht. Der Landrat hat zudem entschieden, 

auf jegliche Abfederungsmassnahmen zu verzichten. 

Damit werden die Versicherten kumulierte Renten-

verluste von über 20 Prozent erleiden! Dieser letzte 

Tropfen der Geringschätzung und Ignoranz könnte das 

Fass nun definitiv zum Überlaufen gebracht haben. Der 

vpod region basel wird den Entscheid jetzt analysieren 

und seine Mitglieder über einen Streik befragen (Urab-

stimmung). Der Landrat ist einmal mehr nicht auf sein 

eigenes Personal eingegangen und lässt die Betroffenen 

buchstäblich im Regen stehen. Das Kantonspersonal 

bewertete diesen Landratsentscheid bereits im Vorfeld 

als «letzte Chance». Leider liess das Parlament diese 

ungenutzt verstreichen. 

Drohende Ökonomisierung durch neue 
Strukturen auf Gemeindeebene
Doch das sind nicht die einzigen anstehenden Ver-

änderungen und Verschlechterungen. Es wird über 

neue Strukturen auf Gemeindeebene diskutiert. Die 

Schulräte sollen in ein Fachgremium umgewandelt 

werden. Zudem sollen die Schulleitungen direkt dem 

Gemeinderat unterstellt werden. Vordergründig heisst 

es, man möchte der Bildung dadurch mehr Gewicht 

geben, defacto wird aber die Politik bzw. werden die 

Finanzen den Schulalltag viel direkter bestimmen. Klar 

gibt es viele Vorschriften, die eingehalten werden müs-

sen, deren Umsetzung kann jedoch ganz unterschiedlich 

sein. Zum Beispiel, wenn zu einer Schulklasse aus 24 

Kindern noch eines hinzukommt. Bekommt die Lehr-

person nun, wie ab 25 Kindern vorgesehen, zusätzliche 

Ressourcen oder muss das Kind woanders in die Schule? 

Solche Entscheidungen werden zusehends nicht mehr 

aus pädagogischer, sondern aus finanzieller Sicht (Res-

sourcen) beurteilt. 

Unstimmigkeiten des Berufsauftrags
In einigen Kantonen wurde der Berufsauftrag angepasst, 

in andern Kantonen werden die Eckwerte diskutiert. So 

auch im Kanton Basellandschaft. In der Realität zeigt 

sich beim Berufsauftrag immer wieder, dass die Auf-

teilung in die verschiedenen Teile A, B, C und D nicht 

stimmig ist. So haben zum Beispiel die unterschiedli-

chen Schulstufen verschiedene Faktoren für die Vor- und 

Nachbereitung. Bereits in diesem Zusammenhang 

drängt sich die Frage auf, ob das korrekt ist. Benötigt 

eine Fachlehrperson für die Vorbereitung mehr Zeit als 

eine Primarlehrperson? Auch die Frage nach der Zeit für 

die Klassenführung wird immer wieder gestellt. Braucht 

eine Kindergartenlehrperson weniger oder mehr Zeit 

als zum Beispiel eine Sekundarlehrperson? Bereits im 

Bereich A, also Unterricht sowie Vor- und Nachberei-

tung, stellen sich zahlreiche Fragen. Dazu kommen all 

die anderen Aufgaben in den Bereichen C und D, mit 

welchen die Lehrpersonen ebenfalls konfrontiert sind: 

Elterngespräche, Teamvorbereitungen Schulentwick-

lung, Weiterbildung etc. All diese Aufgaben sprengen 

den zeitlichen Rahmen.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie 

sinnvoll es ist, überhaupt die Stunden aufzuschreiben, 

wenn damit sowieso nichts geschieht. Das bedeutet 

für die Diskussion über den Berufsauftrag, dass zuerst 

geklärt werden muss, wie mit den zu viel gearbeiteten 

Stunden umgegangen wird. Sollen die gleichen Regeln 

gelten wie beim restlichen Kantonspersonal? So lange 

diese Frage nicht geklärt ist, erscheint es wenig sinnvoll, 

über den Berufsauftrag zu diskutieren. 

Zuerst müssen solche wichtigen und grundlegenden 

Fragen geklärt werden, bevor darüber geurteilt werden 

kann, ob der Berufsauftrag wirklich eine Verbesserung 

für die Lehrpersonen darstellt.  

Am 31. Mai 
protestierten die 
Staatsangestellten 
vor dem 
Landratsgebäude in 
Liestal, um gegen 
die vorgesehenen 
Rentenkürzungen 
zu protestieren. 
Nachdem dies 
erfolglos blieb, 
kommt es nun zu 
einer Urabstimmung 
über Streik.
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Ein Interview mit Thomas Vogt über 
Erfahrungen aus 40 Jahren Unter-
richt und sein gewerkschaftliches 
Engagement. Von Johannes Gruber

Ich treffe den vor wenigen Monaten 

pensionierten Kollegen Thomas Vogt 

im VPOD-Büro des Basler Gewerk-

schaftshauses. Hier im Kleinbasel ist 

Thomas grossteils aufgewachsen, lange 

hat er hier unterrichtet. Als er 1977 mit 

seiner Ausbildung als Lehrer fertig war, 

gab es einen Lehrpersonenüberschuss. 

Befristete Verträge und 
Industriepraktikum
Seine erste Stelle trat Thomas als «flie-

gender Vikar» an der Sekundarschule 

Kleinbasel an. Das ganze Schuljahr 

über hatte er Stellvertretungen. Unter-

richt auf Abruf: Wenn das Telefon am 

Morgen nicht klingelte, hatte er frei. 

Zuerst waren die Stellvertretungen kurz, 

schliesslich länger. Garantiert war ledig-

lich ein Grundlohn für zwölf Lektionen 

wöchentlich. Unter diesen Bedingungen 

von stetigem Wechsel war der Unterricht 

gerade für Berufsneulinge nicht einfach. 

Hilfreich war der Austausch und die 

Zusammenarbeit mit drei anderen Kol-

legInnen in der gleichen Lage.

Obwohl Thomas diesen Einstieg in die Unterrichtspra-

xis eine «gute Schule nach der Ausbildung» nennt, 

beschloss er im Jahr darauf ein Industriepraktikum für 

Lehrer zu absolvieren, das die damalige Firma Sandoz 

anbot. Als einer von sechs Lehrpersonen arbeitete er 

ein halbes Jahr in der chemischen Industrie am Kessel 

und ein weiteres halbes Jahr im firmeneigenen Ausbil-

dungszentrum. Insbesondere schätzte er den offenen 

Austausch mit dem Management, das sich anscheinend 

erhoffte, so das Wirtschaftswissen an den öffentlichen 

Schulen zu fördern. Durch einen Beitrag des Schweizer 

Fernsehens über das Praktikum wurde Thomas auch 

vom ED wahrgenommen, sodass er sogleich eine Klasse 

übernehmen und erst einmal richtig in den Schulbetrieb 

hineinkommen konnte. Trotzdem sollten seine Anstel-

lungen auch während der nächsten zwölf Jahre befristet 

bleiben, was damals nicht unüblich war.

Schule für die Kinder
In Kleinbasler Schulen traf Thomas viele Kinder mit 

Lernschwierigkeiten an. Weil er über diese Beeinträchti-

gungen mehr wissen und die Kinder sowohl ermutigen 

als auch unterstützen wollte, nahm er 1985 ein Studium 

der Heilpädagogik auf. Von der Arbeit in Kleinklassen 

versprach er sich mehr Zeit für seine SchülerInnen so-

wie eine grössere Methodenfreiheit. Besonders schätzte 

er immer Unterricht ausserhalb des Schulhauses und 

Projektunterricht, bei dem man die Lehrbücher verlasse 

und sich die Wirklichkeit selber anschaue. Die unbän-

dige Lebensfreude der SchülerInnen, ihr Lerneifer und 

Stolz auf die eigenen Erfolge motivierten Thomas sehr 

bei seiner Arbeit. Auf der anderen Seite habe er gerade 

in seiner Zeit als Heilpädagoge (HP) auch, wie er sagt, 

viel Leid, Ängste, Krankheit und sogar Tod erlebt. 

Von Anfang an war Thomas klar, dass er seinen Beruf 

nur ausüben kann, wenn er als Gewerkschaftsmitglied 

im Austausch mit kompetenten KollegInnen aller 

Schulstufen steht. Alsbald arbeitete er unter anderem 

im Vorstand der Gewerkschaft Erziehung (GE) mit, 

die Abstimmungskämpfe für Schulreformen führte. 

Obwohl die Orientierungsschule (OS) inzwischen mit 

der HarmoS-Reform Geschichte ist, sieht Thomas deren 

Einführung 1994 als einen grossen Erfolg an. Mit der OS 

fand die Selektion nun später statt, es gab Lernberichte 

statt Zeugnisse und die Klassen wurden von Teams ge-

führt, in denen alle Fachlehrpersonen zusammenarbei-

teten. Die OS hatte auch Auswirkungen auf die Führung 

von Kleinklassen. Thomas, der inzwischen HP war, sah 

es als seine Aufgabe an, die OS zum Funktionieren zu 

bringen, und engagierte sich am Gellertschulhaus für 

mehrere Jahre in der Schulhausleitung. 

Als Ende der 1990er Jahre die Kleinklassen reduziert 

wurden, wurde Thomas der neu eingeführten ambu-

lanten Heilpädagogik (heute Integrierte Schulische 

Förderung, ISF) zugeteilt. Dies bedeutete auch eine 

Veränderung der Arbeitsweise. Während er als Lehrer 

einer Kleinklasse Unterrichtsrhythmen und Projekte 

selbstbestimmt nach Bedarf organisieren konnte, war er 

nun als Heilpädagogikfachperson ISF-HP für einzelne 

SchülerInnen zuständig, die über 5 bis 10 Klassen ver-

streut waren. Die intensive Arbeit mit diesen empfand 

er ebenfalls als sehr befriedigend, auch wenn er die 

Arbeit als Klassenlehrer sehr geschätzt hatte. Insgesamt 

findet er die etablierte Zusammenarbeit von Regellehr-

personen und Heilpädagogen gut: Dadurch, dass mehr 

Personen hinschauen, fallen weniger Kinder durch die 

Maschen. Einen Systemfehler findet er es jedoch, dass 

die Ressourcen für heilpädagogische Förderung in den 

oberen Klassen zu gering sind. In diesen Jahren, in 

denen die Pubertät und die Berufsfindung stattfinden, 

brauche es mehr Lektionen. Gerade die Heilpädagogik 

eröffne hier viele Möglichkeiten. Versuche, ausgebildete 

HP durch Regellehrpersonen mit kurzer Weiterbil-

dung zu ersetzen, lehnt Thomas ab. Heilpädagogische 

Standards gelte es zu verteidigen, auch bestehende 

Integrationsklassen, die durchgängige pädagogische 

Begleitung von jeweils vier SchülerInnen ermöglichen. 

Weiter im VPOD
Als sich vor einigen Jahren die Basler GE und der VPOD 

zusammenschlossen, war Thomas auch in der Arbeits-

gruppe, die dies vorbereitete. Wie nebenbei beendete 

die Fusion auch sein altes Dilemma: Lange Zeit war 

er unentschlossen gewesen, welches nun die richtige 

Gewerkschaft für ihn ist. Während für die GE deren 

konsequente politische Ausrichtung und das grosse 

Engagement der Mitglieder sprachen, überzeugten ihn 

am VPOD dessen Breite, die Vielzahl der dort vertrete-

nen Berufsgruppen. Nun, da er pensioniert ist, schätzt 

er es besonders, KollegInnen aus anderen Berufen 

zu treffen und sich mit ihnen über ihre Erfahrungen 

auszutauschen. Nach wie vor ist Thomas überzeugtes 

Gewerkschaftsmitglied. Sich mit anderen gemeinsam 

zu organisieren und Interessen durchzusetzen, das war 

ihm für die Berufsausübung unabdingbar. Um zu unter-

streichen, wie wichtig ihm die Gewerkschaftsarbeit nach 

wie vor ist, erklärt Thomas, dass er es jeden Franken Wert 

fand, den er an die Gewerkschaft überwiesen habe. Und 

austreten werde er auch in Zukunft ganz sicher nicht.  

Thomas Vogt 
auf dem Hof der 
Thomas-Platter-
Schule, einer 
seiner früheren 
Arbeitsstätten im 
Kleinbasel. 

Jeden 
Franken 
Wert
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Samstag, 22. September 2018

13.30 Schützenmatte

Auf zur Demo nach Bern

Für Lohngleichheit – gegen Diskriminierung

Gratistransporte mit Extrazügen ab Rorschach/ Zürich, Basel 
und Genf. Bustransporte aus anderen Regionen. Die genauen 
Abfahrtszeiten und Informationen werden rechtzeitig auf der 
VPOD-Website aufgeschaltet.  

www.vpod/ch/frauen  #enough18

Lohnungleichheit, Sexismus, Diskriminierung – es 

reicht. Wir wollen faire Löhne und eine gerechte 

Gesellschaft ohne Diskriminierung. Das Parlament 

muss endlich vorwärts machen und Lohnkontrollen 

einführen.

 

Deshalb gehen Frauen und Männer aus 

Gewerkschaften, Frauenorganisationen 

und Parteien am 22. September nach 

Bern, um für Lohngleichheit und gegen 

Sexismus und Diskriminierung zu 

demonstrieren.


